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Art. 50

Botschaft zum 59. Welttag  
der sozialen Kommunikationsmittel

Sprecht mit Güte von der Hoffnung, die eure Herzen 
erfüllt (vgl. 1 Petr 3,15–16)

Liebe Brüder und Schwestern!

In unserer von Desinformation und Polarisierung ge-
prägten Zeit, in der einige wenige Machtzentren eine 
noch nie dagewesene Menge an Daten und Informa-
tionen kontrollieren, wende ich mich an euch, weil ich 
weiß, wie sehr eure Arbeit als Journalisten und Kommu-
nikatoren gebraucht wird – heute mehr denn je. Wir 
brauchen euer mutiges Engagement, um die persönliche 
und gemeinschaftliche Verantwortung für andere in den 
Mittelpunkt der Kommunikation zu stellen. Angesichts 
des Heiligen Jahres, das wir inmitten dieser aufgewühl-
ten Zeiten als eine Gnadenzeit begehen, möchte ich 
euch mit dieser Botschaft dazu aufrufen, Hoffnung zu 
kommunizieren und eure Arbeit und eure Aufgabe neu 
vom Geist des Evangeliums inspirieren zu lassen.

Die Kommunikation entschärfen

Allzu oft erzeugt die Kommunikation heute nicht Hoff-
nung, sondern Angst und Verzweiflung, Vorurteile 
und Ressentiments, Fanatismus und sogar Hass. Allzu 
oft vereinfacht sie die Wirklichkeit, um instinktive Re-
aktionen hervorzurufen. Sie benutzt Worte wie eine 
Klinge; sie bedient sie sich sogar falscher oder absicht-
lich verzerrter Informationen, um Botschaften zu ver-
breiten, die die Gemüter erregen, die provozieren, die 
verletzen sollen. Ich habe bereits mehrfach betont, wie 

wichtig es ist, die Kommunikation zu „entschärfen“, sie 
von Aggressivität zu befreien. Es führt nie zu guten Er-
gebnissen, die Wirklichkeit auf Slogans zu reduzieren. 
Wir alle sehen, wie – von den Fernseh-Talkshows bis 
hin zu den verbalen Kriegen in den sozialen Medien – 
das Paradigma des Konkurrenzdenkens, des Gegenein-
anders, des Herrschafts- und Besitzstrebens und der 
Manipulation der öffentlichen Meinung die Oberhand 
zu gewinnen droht.

Es gibt noch ein weiteres besorgniserregendes Phäno-
men, das wir als „planmäßige Zerstreuung der Aufmerk-
samkeit“ durch digitale Systeme bezeichnen könnten, 
die unsere Wahrnehmung der Wirklichkeit verändern, 
indem sie von uns ein Profil nach der Logik des Mark-
tes erstellen. So kommt es, dass wir – oft hilflos – einer 
Art Atomisierung der Interessen beiwohnen, was letzt-
endlich die Seinsgrundlagen der Gemeinschaft unter-
gräbt, nämlich die Fähigkeit, für das gemeinsame Wohl 
zusammenzuarbeiten, einander zuzuhören und die Be-
weggründe des jeweils anderen zu verstehen. Es scheint 
dann unerlässlich, einen „Feind“ zu identifizieren, gegen 
den man verbal losschlagen kann, um sich selbst zu be-
haupten. Und wenn der andere zum „Feind“ wird, wenn 
sein Angesicht und seine Würde verdunkelt werden, 
um ihn zu verspotten und zu verhöhnen, dann wird es 
immer weniger möglich, Hoffnung aufkommen zu las-
sen. Wie Don Tonino Bello uns gelehrt hat, haben alle 
Konflikte „ihre Wurzel im Ausblenden der Gesichter“ 1. 
Wir dürfen uns dieser Logik nicht ergeben.

1	 „La pace come ricerca del volto“, in Omelie e scritti quaresimali  
(Molfetta 1994), 317. 
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Zu hoffen ist wirklich gar nicht einfach. Georges 
Bernanos sagte, dass „nur diejenigen hoffen, die den Mut 
gehabt haben, an jenen Illusionen und Lügen zu ver-
zweifeln, in denen sie eine Sicherheit gefunden hatten, 
die sie fälschlicherweise für Hoffnung hielten. […] Die 
Hoffnung ist ein Risiko, das man eingehen muss, sie ist 
das Risiko aller Risiken“ 2. Die Hoffnung ist eine verbor-
gene Tugend, sie ist widerstandsfähig und geduldig. Für 
Christen ist die Hoffnung jedoch keine bloße Option, 
sondern eine unabdingbare Voraussetzung. Wie Bene-
dikt XVI. in der Enzyklika Spe salvi in Erinnerung gerufen 
hat, ist die Hoffnung kein passiver Optimismus, sondern 
im Gegenteil eine „performative“ Tugend, die das Leben 
also verändern kann: „Wer Hoffnung hat, lebt anders; 
ihm ist ein neues Leben geschenkt worden.“ (Nr. 2)

Gütig über die Hoffnung Rechenschaft ablegen,  
die uns erfüllt

Im ersten Petrusbrief (vgl. 3,15–16) finden wir eine 
wunderbare Synthese, in der die Hoffnung mit dem 
christlichen Zeugnis und der christlichen Kommuni-
kation in Verbindung gebracht wird: „Heiligt vielmehr 
in eurem Herzen Christus, den Herrn! Seid stets bereit, 
jedem Rede und Antwort zu stehen, der von euch Re-
chenschaft fordert über die Hoffnung, die euch erfüllt; 
antwortet aber bescheiden und ehrfürchtig“. Ich möch-
te auf drei Botschaften eingehen, die wir diesen Worten 
entnehmen können.

„Heiligt in eurem Herzen den Herrn“: Die Hoffnung der 
Christen hat ein Gesicht, das Gesicht des auferstande-
nen Herrn. Sein Versprechen, durch die Gabe des Heili-
gen Geistes immer bei uns zu sein, erlaubt es uns, auch 
gegen alle Hoffnung zu hoffen und die verborgenen 
Reste des Guten zu sehen, selbst wenn alles verloren zu 
sein scheint.

Die zweite Botschaft fordert uns auf, bereit zu sein, Re-
chenschaft über die Hoffnung abzulegen, die uns erfüllt. 
Es ist interessant, dass der Apostel dazu aufruft, einem 
jedem bezüglich der Hoffnung Rede und Antwort zu 
stehen, „der von euch Rechenschaft fordert“. Christen 
sind nicht in erster Linie diejenigen, die von Gott „spre-
chen“, sondern diejenigen, die die Schönheit seiner Lie-
be widerspiegeln, welche alles auf eine neue Art erleben 
lässt. Es ist die gelebte Liebe, die die Frage hervorruft 
und die Antwort darauf verlangt: Warum lebt ihr so? 
Warum seid ihr so?

In der Aussage des heiligen Petrus finden wir schließ-
lich noch eine dritte Botschaft: Die Antwort auf diese 
Frage sollte „bescheiden und ehrfürchtig“ gegeben wer-

den. Die Kommunikation der Christen – aber ich würde 
auch sagen, die Kommunikation im Allgemeinen – soll 
von Güte geprägt sein, von Nähe. So wie unter Wegge-
fährten, nach dem Beispiel des größten Kommunikators 
aller Zeiten, Jesus von Nazaret, der unterwegs mit den 
beiden Emmaus-Jüngern sprach und ihre Herzen bren-
nen ließ durch die Art und Weise, wie er die Ereignisse 
im Licht der Heiligen Schrift deutete. Deshalb träume 
ich von einer Kommunikation, die es versteht, uns zu 
Weggefährten unserer vielen Brüder und Schwestern 
zu machen, um in solch aufgewühlten Zeiten wieder 
Hoffnung in ihnen zu entfachen. Ich träume von einer 
Kommunikation, die das Herz ansprechen kann, die 
aber nicht die leidenschaftliche Reaktion der Verschlos-
senheit und des Zorns hervorruft, sondern eine Haltung 
der Offenheit und der Freundschaft; die selbst in den 
scheinbar verzweifeltsten Situationen den Blick auf die 
Schönheit und die Hoffnung lenken kann; die imstande 
ist, Engagement, Einfühlungsvermögen und Interesse 
an den anderen zu wecken. Eine Kommunikation, die 
uns hilft, „die Würde jedes Menschen anzuerkennen 
und zusammen für unser gemeinsames Haus Sorge zu 
tragen“ (Enzyklika Dilexit nos, 217).

Ich träume von einer Kommunikation, die keine Illusio-
nen oder Ängste verkauft, sondern in der Lage ist, Grün-
de der Hoffnung zu geben. Martin Luther King sagte: 
„Wenn ich jemand helfen kann auf meinem Weg, wenn 
ich jemand aufmuntern kann, mit einem Wort oder 
einem Lied, […] dann wird mein Leben nicht vergeb-
lich sein“ 3. Um dies zu erreichen, müssen wir von den 
„Krankheiten“ des Geltungsdrangs und der Selbstbezo-
genheit genesen und das Risiko vermeiden, hohle Phra-
sen zu dreschen. Ein guter Kommunikator sorgt dafür, 
dass diejenigen, die zuhören, lesen oder zuschauen, 
teilhaben können, nahe sein können, das Gute, das in 
ihnen steckt, finden und mit dieser Haltung an den er-
zählten Geschichten teilhaben können. Auf diese Weise 
zu kommunizieren hilft uns dabei, „Pilger der Hoffnung“ 
zu werden, wie es im Motto des Heiligen Jahres heißt.

Gemeinsam hoffen

Die Hoffnung ist immer ein Gemeinschaftsprojekt. Den-
ken wir einen Augenblick an die Größe der Botschaft 
dieses Gnadenjahres: Wir alle – wirklich alle! – sind auf-
gerufen, von Neuem zu beginnen, Gott zu erlauben, uns 
wiederaufzurichten, zuzulassen, dass er uns umarmt 
und uns mit Barmherzigkeit überschüttet. In all dem 
verflechten sich die persönliche und die gemeinschaft-
liche Dimension. Wir machen uns gemeinsam auf den 

2	 Georges Bernanos, La liberté, pour quoi faire? (Paris 1995).  3	 Predigt „The Drum Major Instinct” (4. Februar 1968).  
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Weg, wir pilgern mit vielen Brüdern und Schwestern, 
wir gehen gemeinsam durch die Heilige Pforte.

Das Heilige Jahr hat viele gesellschaftliche Auswirkun-
gen. Denken wir beispielsweise an die Botschaft der 
Barmherzigkeit und der Hoffnung für diejenigen, die in 
Gefängnissen leben, oder an den Aufruf zu Nähe und 
Güte gegenüber denjenigen, die leiden und am Rande 
stehen. Das Heilige Jahr erinnert uns daran, dass dieje-
nigen, die Frieden stiften, „Kinder Gottes genannt wer-
den“ (Mt 5,9). Und so öffnet es uns für die Hoffnung, 
weist uns auf die Notwendigkeit einer aufmerksamen, 
sanften und nachdenklichen Kommunikation hin, die 
Wege zum Dialog aufzeigen kann. Ich möchte euch da-
her ermutigen, die vielen Geschichten des Guten, die 
zwischen den Zeilen der Nachrichten verborgen sind, 
zu entdecken und zu erzählen; die Goldgräber nachzu-
ahmen, die unermüdlich den Sand auf der Suche nach 
einem winzigen Nugget durchsieben. Es ist schön, diese 
Samen der Hoffnung zu finden und sie bekannt zu ma-
chen. Das hilft der Welt, etwas weniger taub für den 
Schrei der Geringsten zu sein, etwas weniger gleichgül-
tig, etwas weniger verschlossen. Wisst stets, die Funken 
des Guten zu finden, die es uns ermöglichen, zu hoffen. 
Eine solche Kommunikation kann dazu beitragen, Ge-
meinschaft zu schaffen, uns weniger allein zu fühlen 
und die Bedeutung des gemeinsamen Unterwegsseins 
wiederzuentdecken.

Das Herz nicht vergessen

Liebe Brüder und Schwestern, angesichts der atem
beraubenden Errungenschaften der Technik lade ich 
euch ein, auf euer Herz zu achten, das heißt, auf euer In-
neres. Was bedeutet das? Ich gebe euch ein paar Hinwei-
se mit auf den Weg. Gütig zu sein und nie das Gesicht 
des anderen zu vergessen; zum Herzen der Frauen und 
Männer zu sprechen, für die ihr eure Arbeit verrichtet.

Nicht zuzulassen, dass instinktive Reaktionen eure 
Kommunikation leiten. Stets Hoffnung zu säen, auch 
wenn es schwierig ist, auch wenn es etwas kostet, auch 
wenn es keine Früchte zu tragen scheint.

Eine Kommunikation zu praktizieren, die versucht, die 
Wunden unserer Menschheit zu heilen. Dem Vertrau-
en des Herzens Raum zu geben, das wie eine zarte, aber 
widerstandsfähige Blume ist, die in den Widrigkeiten 
des Lebens nicht zugrunde geht, sondern an unerwar-
teten Orten erblüht und wächst: in der Hoffnung von 
Müttern, die jeden Tag beten, dass ihre Kinder aus den 
Schützengräben zurückkehren; in der Hoffnung von 
Vätern, die inmitten von tausend Risiken und Schick-
salsschlägen auf der Suche nach einer besseren Zukunft 
migrieren; in der Hoffnung von Kindern, die es schaffen, 

selbst inmitten der Trümmer von Kriegen und in den 
armen Straßen von Favelas zu spielen, zu lächeln und an 
das Leben zu glauben.

Zeugen und Förderer einer nicht feindseligen Kommu-
nikation zu sein, die eine Kultur der Fürsorge verbreitet, 
Brücken errichtet und die sichtbaren und unsichtbaren 
Mauern unserer Zeit durchdringt.

Geschichten zu erzählen, die von Hoffnung durchtränkt 
sind, weil uns das gemeinsame Schicksal am Herzen 
liegt und wir gemeinsam an der Geschichte unserer Zu-
kunft schreiben.

All dies könnt ihr und können wir mit Gottes Gnade 
tun, die wir in diesem Heiligen Jahr im Übermaß emp-
fangen können. Dafür bete ich und segne einen jeden 
von euch und eure Arbeit.

Rom, Sankt Johannes im Lateran, 24. Januar 2025,  
Gedenktag des Heiligen Franz von Sales

Franziskus PP

Art. 51

Aufruf der deutschen Bischöfe  
zum Caritas-Sonntag 2025

Liebe Schwestern und Brüder,

die Öffnung der Heiligen Pforten in diesem Heiligen 
Jahr 2025 ist eine Aufforderung an uns alle, unsere Her-
zen zu öffnen, Verschlossenheit und Verhärtungen zu 
überwinden und Pilgerinnen und Pilger der Hoffnung 
zu sein.

Im Jahr 2025 ist die geöffnete Tür auch das Leitmotiv 
der Jahreskampagne des Deutschen Caritasverbandes. 
Die Tür steht vor Caritas-Einrichtungen und mitten im 
öffentlichen Raum. Auf den Plakaten (www.caritas.de), 
die die Caritas-Kampagne 2025 begleiten, findet sich 
die Tür in unterschiedlichen Kontexten menschlichen 
Lebens. Sie machen deutlich: In dieser von Krisen und 
Kriegen, von Naturkatastrophen und Pandemien ge-
zeichneten Zeit braucht es die Angebote der Caritas an 
vielen Orten und für viele Menschen – dringlicher denn 
je! „Tuet Gutes Allen“ (Gal 6,10) ist der biblische An-
spruch, dem die Caritas-Angebote heute und morgen 
genügen wollen.

Die Einladung der Caritas soll dabei besonders jene er-
reichen, die das Leben vor allem vor verschlossenen Tü-
ren kennen. Und die draußen gelassen werden – vor der 
Tür. Weil sie zu klein oder zu alt sind, um sie zu öffnen, 
weil sie nicht gut riechen oder ansteckend sind, weil 
sie nicht ins Muster passen oder weil die Türschwelle 
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zu hoch ist und keine Rampe hinüberführt. In den Ein-
richtungen und Diensten der Caritas erfahren sie die 
Hilfe, die sie brauchen, ohne sich verstellen zu müssen 
– in der Bahnhofsmission genauso wie in der Altenhilfe-
einrichtung, im Inklusionsbetrieb wie im Jugendmigra-
tionsdienst. 

Mit Ihrer Spende für die Kollekte am Caritas-Sonntag 
helfen Sie mit, dass die Türen der Caritas offengehalten 
werden können; Sie helfen mit, dass Menschen in Not 
hinter diesen offenen Türen wirksame Hilfsangebote 
finden. Wir danken Ihnen herzlich für Ihre Spende!

Berlin, den 24. Juni 2025

Für das Erzbistum Hamburg

L.S. + Dr. Stefan Heße  
Erzbischof von Hamburg

Dieser Aufruf soll am 14. September 2025 [alternativ: 
7. September 2025] in allen Gottes-diensten – einschließ-
lich der Vorabendmessen – verlesen bzw. in geeigneter 
Weise veröffentlicht werden. 

Art. 52 

Diözesanes Schulgesetz  
für das Erzbistum Hamburg (DSchulG)

Vom 21. Juli 2025

Inhaltsübersicht

Erster Teil. Grundlagen
§ 1	 Geltungsbereich
§ 2	 Rechtliche Grundlagen
§ 3	 Bildungs- und Erziehungsauftrag katholischer 

Schulen

Zweiter Teil. Schulgestaltung

Erster Abschnitt: Besondere Prägung
§ 4 	 Besondere pädagogische und religiöse Prägung
§ 5 	 Religiöse Bildung im unterrichtlichen und außer-

unterrichtlichen Bereich
§ 6 	 Kirchliche Feiertage

Zweiter Abschnitt: Gestaltung von Unterricht  
und Erziehung
§ 7 	 Fächer, Lernbereiche und Aufgabengebiete
§ 8 	 Religionsunterricht

Dritter Abschnitt: Lehrziele und Lehrinhalte
§ 9 	 Lehrziele und Lehrinhalte

Vierter Abschnitt: Organisation des Unterrichts
§ 10 	Organisation des Unterrichts
§ 11 	Ganztägige Bildung und Betreuung

Dritter Teil. Schulverhältnis

Erster Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen
§ 12	Grundlage des Privatschulverhältnisses
§ 13 	Antrag auf Aufnahme in die Schule
§ 14 	Aufnahme in die Schule
§ 15 	Schulgeld
§ 16 	Lern- und Lehrmittel
§ 17	Beaufsichtigung, Weisungen, Hausordnung, 

Videoüberwachung
§ 18	Schülerzeitungen; schulfremde Druckerzeugnisse, 

Schülergruppen, Umfragen
§ 19	Gesundheitserziehung und Gesundheits

förderung; ärztliche Untersuchungen; 
Infektionsschutz

§ 20 	Sexuelle Bildung, Information der Eltern

Zweiter Abschnitt: Maßnahmen bei Erziehungs­
konflikten
§ 21	Beratungen
§ 22	Erziehungsmaßnahmen und Ordnungs

maßnahmen

Vierter Teil. Schulverfassung

Erster Abschnitt: Grundlagen
§ 23	Schulische Selbstverwaltung
§ 24	Schulprogramm
§ 25	Grundsätze der Mitgestaltung
§ 26	Organisation und Geltungsbereich  

der Mitwirkung
§ 27	Auskunfts- und Informationsrechte der Eltern  

und der Schülerinnen und Schüler, Informations-
pflichten

Zweiter Abschnitt: Schulkonferenz
§ 28 	Schulkonferenz
§ 29 	Entscheidungsrechte der Schulkonferenz
§ 30 	Anhörungsrechte der Schulkonferenz
§ 31 	Zusammensetzung der Schulkonferenz
§ 32 	Verfahrensgrundsätze der Schulkonferenz
§ 33	Ganztagsausschuss

Dritter Abschnitt: Lehrerkonferenz
§ 34 	Lehrerkonferenz
§ 35	Zusammensetzung der Lehrerkonferenz, 

Sitzungen
§ 36 	Abteilungskonferenzen, Fachkonferenzen
§ 37	Vertrauensausschuss 

Vierter Abschnitt: Klassenkonferenz  
und Zeugniskonferenz
§ 38 	Klassenkonferenz
§ 39	Zeugniskonferenz
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Fünfter Abschnitt: Klassensprecherinnen  
und Klassensprecher, Schulstufensprecherinnen  
und Schulstufensprecher
§ 40	Klassensprecherinnen und Klassensprecher, Schul-

stufensprecherinnen und Schulstufensprecher
§ 41 	Bildung und Aufgaben des Schülerrats
§ 42 	Schülersprecherinnen und Schülersprecher
§ 43 	Sitzungen des Schülerrates, Vollversammlungen
§ 44	Gesamtschülervertretung

Sechster Abschnitt: Mitwirkung von Eltern
§ 45	Träger der Elternrechte, Wahlberechtigung  

und Wählbarkeit
§ 46	Wahl der Klassenelternvertretung
§ 47 	Aufgaben der Klassenelternvertretung
§ 48 	Klassenelternversammlungen; Schulstufen

elternversammlungen
§ 49 	Elternrat
§ 50 	Zusammensetzung und Wahl des Elternrats
§ 51 	Aufgaben des Elternrats
§ 52 	Verfahrensgrundsätze
§ 53 	Gesamtelternvertretung

Siebter Abschnitt: Schulbeirat
§ 54	Schulbeirat

Fünfter Teil. Schulverwaltung

Erster Abschnitt: Grundlagen
§ 55	Schulaufsicht
§ 56	Schulinspektion und Visitationsrecht

Zweiter Abschnitt: Lehrerinnen und Lehrer, 
Schulleitung
§ 57 	Stellung der Lehrerinnen und Lehrer 
§ 58	Aufgaben der Schulleiterin oder des Schulleiters 

(Schulleitung)
§ 59 	Beanstandung von Entscheidungen durch  

die Schulleiterin oder den Schulleiter
§ 60 	Eignung von Schulleiterinnen und Schulleitern
§ 61 	Öffentliche Ausschreibung und Findungs

verfahren
§ 62 	Bestellung einer Schulleiterin oder eines 

Schulleiters 
§ 63	Funktionsstellen
§ 64	Absehen von einem Findungsverfahren

Sechster Teil. Datenschutz und Evaluation

Erster Abschnitt: Datenschutz
§ 65	Datenschutz

Zweiter Abschnitt: Evaluation
§ 66 Evaluation

Siebter Teil. Gemeinsame Bestimmungen
§ 67 	Gleichstellung
§ 68 	Wechselseitige Unterrichtung der Gremien
§ 69 	Stellung gewählter Mitglieder
§ 70 	Verschwiegenheit
§ 71 	Wahlen und Abstimmungen, Sitzungen ohne 

persönliches Zusammentreffen
§ 72 	Fristen, Schriftform
§ 73 	Interessenkollision

Achter Teil. Schlussvorschriften
§ 74	Rechtsgeschäftliche Vertretung
§ 75 	Rechtsbehelfe
§ 76 	Evaluation dieses Gesetzes
§ 77	Durchführung des Gesetzes
§ 78 	Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Präambel

In Verantwortung und Sorge für den Menschen und die 
Gesellschaft betreibt das Erzbistum Hamburg katholi-
sche Schulen, deren Tradition in der Diaspora gründet 
und die in einer missionarischen Kirche Orte kirchlichen 
Lebens sind. Die Bildungsarbeit und die Bildungsange-
bote der katholischen Schulen wurzeln im christlichen 
Glauben, sind inspiriert durch die Frohe Botschaft Jesu 
Christi und ausgerichtet am christlichen Menschenbild.

Die Bildungsarbeit und die Bildungsangebote werden  
so  gestaltet, dass „die umfassende Bildung der mensch-
lichen Person in Hinordnung auf ihr letztes Ziel und zu-
gleich auf das Gemeinwohl der Gesellschaft“ angestrebt 
wird; „daher sind die Kinder und die Jugendlichen so 
zu bilden, dass sie ihre körperlichen, moralischen und 
geistigen Anlagen harmonisch zu entfalten vermögen, 
tieferes Verantwortungsbewusstsein und den rechten 
Gebrauch der Freiheit erwerben und befähigt werden, 
am sozialen Leben aktiv teilzunehmen“ (can. 795 des 
Codex Iuris Canonici). Die in den katholischen Schulen 
vermittelte Ausbildung soll hervorragend sein.

Die katholischen Schulen im Erzbistum Hamburg rich-
ten sich an alle Schülerinnen und Schüler sowie Eltern, 
die das kirchliche Angebot befürworten. Sie alle sind 
zur Mitwirkung eingeladen. 

Erster Teil. Geltungsbereich und Grundlagen

§ 1 Geltungsbereich. Dieses Gesetz gilt für die katho-
lischen Schulen in freier Trägerschaft des Erzbistums 
Hamburg, die auf dem Gebiet der Freien und Hanse-
stadt Hamburg liegen.
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§ 2 Rechtliche Grundlagen. (1) Das Recht zur Errich-
tung von privaten Schulen wird gewährleistet (Artikel 7 
Absatz 4 Grundgesetz). Die Kirche hat das Recht, Schu-
len zu gründen und zu leiten (can. 800 Codex Iuris Ca-
nonici). Mit diesem erzbischöflichen Schulgesetz gestal-
tet das Erzbistum Hamburg das katholische Schulwesen 
im Rahmen des kirchlichen Rechts sowie des Rechts auf 
Selbstverwaltung nach Artikel 140 des Grundgesetzes 
unter Beachtung der staatlichen schulgesetzlichen Re-
gelungen.

(2) Ergänzend zu den Regelungen dieses Gesetzes gelten 
die Regelungen des Vertrages zwischen dem Heiligen 
Stuhl und der Freien und Hansestadt Hamburg sowie 
die Regelungen der cann. 796 bis 806 des Codex Iuris 
Canonici über Schulen.

(3) Darüber hinaus gelten die auf das katholische Schul-
wesen und den Religionsunterricht bezogenen apos-
tolischen Instruktionen, verbindliche Regelungen der 
Deutschen Bischofskonferenz sowie diözesanes Recht.

(4) Die katholischen Schulen sind nach § 112 Absatz 1 
Satz 1 des Hamburgischen Schulgesetzes Bestandteil 
des Schulwesens. Als staatlich anerkannte Ersatzschu-
len sind sie insbesondere berechtigt,

1. 	 nach § 2 Absatz 1 des Hamburgischen Gesetzes 
über Schulen in freier Trägerschaft

a)	 die Schulgestaltung, insbesondere die Entschei-
dung über eine besondere pädagogische, religiö-
se oder weltanschauliche Prägung (§§ 4 bis 6),

b)	 die Gestaltung von Unterricht und Erziehung 
(§§ 7 und 8) sowie der Lehrziele und der Lehr-
inhalte (§ 9) sowie

c)	 die Organisation des Unterrichts (§§ 10 und 11)

festzulegen;

2.	 nach § 9 Absatz 2 Satz 1 des Hamburgischen 
Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft nach 
den Vorschriften Prüfungen abzuhalten, die für die 
entsprechende staatliche Schule gelten, sowie Ab-
schlüsse und Zeugnisse zu erteilen, die die gleichen 
Berechtigungen verleihen wie diejenigen der ent-
sprechenden staatlichen Schule;	

3.	 unter Beachtung von § 6 Absatz 2 Ziffer 2 und 3 
des Hamburgischen Gesetzes über Schulen in freier 
Trägerschaft Lehrerinnen und Lehrer sowie Schüle-
rinnen und Schüler frei auszuwählen.

(5) Soweit dieses Gesetz keine oder keine abweichen-
den Regelungen trifft, gelten die jeweiligen staatlichen 
Vorschriften. 

§ 3 Bildungs- und Erziehungsauftrag katholischer 
Schulen. (1) Für die diesem Gesetz unterfallenden 
katholischen Schulen gelten der Bildungs- und Erzie-
hungsauftrag nach § 2 des Hamburgischen Schulgeset-
zes sowie die Grundsätze für die Verwirklichung des Bil-
dungs- und Erziehungsauftrages nach § 3 Absatz 1 und 
2 des Hamburgischen Schulgesetzes. 

(2) Zur Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrags 
ist die Zustimmung zur Grundlage und den Bildungs-
zielen aller zur Erziehungsgemeinschaft Gehörenden 
Voraussetzung. Bildung und Erziehung sollen von der 
gemeinsamen Sorge von Eltern und Schule um die der 
Schule anvertrauten Schülerinnen und Schülern getra-
gen sein. Sie sind dann besonders Erfolg versprechend, 
wenn die Eltern die Maßnahmen der Schule vertrauens-
voll mittragen. Auf die Einbeziehung der Eltern in den 
schulischen Erziehungsprozess ist deshalb ein besonde-
res Augenmerk zu richten. Im Einzelfall soll im Einver-
nehmen mit den Eltern fachkundige Hilfe hinzugezogen 
werden. Darüber hinaus wirken die katholischen Schu-
len im Rahmen ihres Bildungs- und Erziehungsauftra-
ges mit kirchlichen Einrichtungen und anderen Orten 
kirchlichen Lebens im Erzbistum Hamburg sowie be-
hördlichen Einrichtungen zusammen.

(3) Die katholischen Schulen sind nach § 3 Absatz 4 des 
Hamburgischen Schulgesetzes verpflichtet, das verfas-
sungsmäßige Recht der Sorgeberechtigten auf die Er-
ziehung ihrer Kinder zu achten. Nach can. 796 § 1 des 
Codex Iuris Canonici leisten die katholischen Schulen 
bei der Erfüllung der Erziehungsaufgabe der Eltern 
(§ 45) Hilfe.

(4) Als Erziehungsgemeinschaft aller am Schulleben Be-
teiligten erfüllen katholische Schulen ihren Bildungs- 
und Erziehungsauftrag, indem sie jungen Menschen 
als innerlich freien und mündigen Persönlichkeiten 
Teilhabe an der Gesellschaft ermöglichen und sie dazu 
befähigen. Dies umfasst insbesondere auch, die Schüle-
rinnen und Schüler zu befähigen, sich selbstständig eine 
eigene kritische Meinung zu bilden. 

(5) Die katholischen Schulen leisten ihren Beitrag für 
Bildungsgerechtigkeit und für Bildung für Nachhaltige 
Entwicklung (BNE), indem sich alle an der Erziehungs-
gemeinschaft Beteiligten für friedliche und tolerante 
Gesellschaften einsetzen, die niemanden ausgrenzen, 
allen Menschen Teilhabe ermöglichen und dabei die na-
türlichen Lebensgrundlagen der Menschheit bewahren.

(6) Unterricht und Erziehung sind auf den Ausgleich 
von Benachteiligungen und auf die Verwirklichung von 
Chancengerechtigkeit auszurichten. Sie sind so zu ge-
stalten, dass Schülerinnen und Schüler in ihren indivi-
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duellen Fähigkeiten und Begabungen, Interessen und 
Neigungen gestärkt und bis zur vollen Entfaltung ihrer 
Leistungsfähigkeit gefördert und gefordert werden. Die 
Ausrichtung an schulform- und bildungsgangübergrei-
fenden Bildungsstandards gewährleistet die Durchläs-
sigkeit des Bildungswesens. Schülerinnen und Schüler, 
deren Erstsprache nicht Deutsch ist, sind so zu fördern, 
dass ihnen eine aktive Teilnahme am Unterrichtsgesche-
hen und am Schulleben ermöglicht wird. Die Bildungs- 
und Erziehungsarbeit der katholischen Schulen im Erz-
bistum Hamburg trägt den unterschiedlichen sozialen 
und kulturellen Herkünften Rechnung. Die Schülerin-
nen und Schüler werden in ihrer Einzigartigkeit und un-
abhängig von ihrer sozialen, kulturellen, religiösen und 
sprachlichen Herkunft sowie ihrer sexuellen Orientie-
rung und geschlechtlichen Identität als Ebenbild Gottes 
angenommen, wertgeschätzt und gefördert. 

(7) Die katholischen Schulen eröffnen Schülerinnen und 
Schülern eine alters- und entwicklungsgemäße Mitge-
staltung von Unterricht und Erziehung nach Maßgabe 
der jeweiligen Schulkonzeption, um sie zunehmend in 
die Lage zu versetzen, ihren Bildungsprozess in eige-
ner Verantwortung zu gestalten. Die Schülerinnen und 
Schüler sollen eine auf ihren Fähigkeiten und Neigun-
gen entsprechende Bildung und Erziehung erhalten.

(8) Aufgrund ihres Auftrags und ihrer Zielsetzung sind 
die katholischen Schulen vornehmlich für katholische 
Schülerinnen und Schüler bestimmt. Sie stehen eben-
so Schülerinnen und Schülern anderer christlicher Be-
kenntnisse, anderer Religionen und ohne Bekenntnis 
offen.

(9) Auch nach Ende der Schulpflicht können Schülerin-
nen und Schüler ihren schulischen Bildungsgang bis zu 
dessen Abschluss fortsetzen.

Zweiter Teil. Schulgestaltung

Erster Abschnitt: Besondere Prägungen

§ 4 Besondere pädagogische und religiöse Prägung. 
Katholische Schulen im Erzbistum Hamburg verstehen 
sich als Schulen an der Seite der Menschen. Die mit 
diesem Selbstverständnis einhergehende besondere 
pädagogische und religiöse Prägung der katholischen 
Schulen wird in der Gestaltung der Bildungs- und Er-
ziehungsarbeit sichtbar. Das religiöse Profil der katho-
lischen Schulen manifestiert sich in der Schulpastoral, 
dem Religionsunterricht sowie in der Schulkultur und 
-gemeinschaft. Bei der Ausgestaltung des religiösen und 
pädagogischen Profils wird den jeweils eigenen spiritu-
ellen Traditionen der Einzelschulen Rechnung getragen. 

§ 5 Religiöse Bildung im unterrichtlichen und außer­
unterrichtlichen Bereich. Religiöse Bildung wird nicht 
nur im Religionsunterricht vermittelt. Das religiöse 
Profil der katholischen Schulen impliziert, dass in allen 
Unterrichtsfächern und darüber hinaus im Alltag der 
Schule Schülerinnen und Schüler ermutigt werden, sich 
mit dem christlichen Glauben und den daraus erwach-
senden ethischen Bewertungskriterien auseinanderzu-
setzen. Dadurch werden sie befähigt, sich ihre Meinung 
zu bilden, diese zu begründen und sich zu positionieren. 
Alle an den katholischen Schulen tätigen Pädagogin-
nen und Pädagogen tragen Verantwortung dafür, ihren 
Unterricht nach den vorgenannten Maßstäben zu ge-
stalten. 

§ 6 Kirchliche Feiertage. Die Gestaltung kirchlicher 
Feiertage erfolgt durch den Schulträger im Rahmen der 
staatlichen gesetzlichen Regelungen.

Zweiter Abschnitt: Gestaltung von Unterricht und 
Erziehung

§ 7 Fächer, Lernbereiche und Aufgabengebiete. (1) 
Unterricht wird in Fächern, Lernbereichen und Aufga-
bengebieten erteilt. 

(2) Lernbereiche werden durch Entscheidung der je-
weiligen Schule oder in Bildungsplänen verbindlich ge-
bildet. In Lernbereichen werden Fächer auf der Grund-
lage übergreifender Fragestellungen und aufeinander 
abgestimmter Lernziele und Inhalte fächerverbindend 
oder fächerübergreifend zusammengefasst unterrich-
tet; Lernziele und Inhalte der jeweiligen Fächer sind 
angemessen zu berücksichtigen. Die Schulkonferenz 
kann die Einrichtung eines Lernbereiches empfehlen. 
Der Empfehlung soll eine curricular und pädagogisch 
begründete, die Möglichkeiten der Schule berücksich-
tigende Konzeption beigefügt sein. 

(3) Besondere Bildungs- und Erziehungsaufgaben der 
Schule werden in Aufgabengebieten erfasst und orien-
tieren sich an den geltenden Bildungsplänen. Hierzu 
zählen insbesondere ökologische Bildung, Gesund-
heitsförderung, Sexualerziehung, Sozial- und Rechtser-
ziehung, interkulturelle Erziehung, Berufsorientierung, 
Verkehrserziehung und Lernen in der digitalen Welt. 
Diese Aufgabengebiete werden fächerübergreifend un-
terrichtet. Sie können unter Berücksichtigung der fach-
bezogenen Lernziele und Unterrichtsmethoden auch 
jahrgangs- und schulformübergreifend unterrichtet 
werden. 

§ 8 Religionsunterricht. (1) Der konfessionelle Religi-
onsunterricht nimmt eine zentrale Stellung ein. Ange-
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sichts einer zunehmend säkularen pluralisierten und re-
ligiös-weltanschaulich heterogenen Gesellschaft dient 
der Religionsunterricht auch dazu, junge Menschen auf 
der Suche nach Antworten auf existenzielle Fragen und 
nach der eigenen religiösen Identität zu unterstützen 
und eine gebildete Religiosität zu fördern. Er wird kon-
fessions- und religionensensibel erteilt. Mit Erlaubnis 
des Trägers kann der Religionsunterricht konfessionell-
kooperativ erteilt werden.

(2) Die Teilnahme am Religionsunterricht ist für alle 
Schülerinnen und Schüler verpflichtend.

(3) Der Religionsunterricht wird durch von den Religi-
onsgemeinschaften beauftragte Lehrkräfte erteilt.

Dritter Abschnitt: Lehrziele und Lehrinhalte

§ 9 Lehrziele und Lehrinhalte. Die Festlegung der Lehr-
ziele und Lehrinhalte nach § 2 Absatz 1 des Hambur-
gischen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft 
erfolgt auf Grundlage der geltenden Bildungspläne in 
schulinternen Curricula sowie der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnungen der Freien und Hansestadt Ham-
burg. Die besondere religiöse und pädagogische Prä-
gung der Bildung und Erziehung bildet sich an jeder 
einzelnen katholischen Schule im schulinternen Curri-
culum ab.  

Vierter Abschnitt: Organisation des Unterrichts

§ 10 Organisation des Unterrichts. (1) Hinsichtlich der 
Festlegung der Organisation des Unterrichts nach § 2 
Absatz 1 des Hamburgischen Gesetzes über Schulen in 
freier Trägerschaft gelten die §§ 8 bis 10 sowie § 12 und 
§ 13 Absatz 1 und 2 des Hamburgischen Schulgesetzes 
entsprechend.

(2) Die Organisation des Unterrichts berücksichtigt 
insbesondere:

1.	 die Orientierung am Kirchenjahr,
2. 	 das regelmäßige Schulgebet, 
3. 	 die Schulgottesdienste, 
4. 	 die Besinnungstage und Tage ethischer und 

religiöser Orientierung sowie
5. 	 weitere vom Schulträger vorgegebene Besonder

heiten des religiösen Profils.

§ 11 Ganztägige Bildung und Betreuung. (1) Schüle-
rinnen und Schüler von der Vorschulklasse bis zur Voll-
endung des 14. Lebensjahres haben Anspruch auf eine 
umfassende Bildung und Betreuung in der Zeit von 8.00 
Uhr bis 16.00 Uhr an jedem Schultag. Dies wird durch 

den Besuch einer Ganztagsschule oder einer Schule in 
Verbindung mit der Inanspruchnahme von Leistun-
gen von Trägern der Jugendhilfe, mit denen die Schule 
kooperiert, ermöglicht. Wer für ein Schuljahr seine Teil-
nahme an dem Betreuungsangebot im Anschluss an 
die Unterrichtszeit erklärt, ist zur Inanspruchnahme in 
diesem Schuljahr verpflichtet.

(2) In der Ganztagsschule ist die Teilnahme am Unter-
richt nach Stundentafel stets verpflichtend. Den Um-
fang der Teilnahmepflicht an den ergänzenden Angebo-
ten legt die Schule fest. Die Schule kann auch festlegen, 
dass Eltern die Teilnahme wählen können. Ein Rechts-
anspruch auf den Besuch einer Ganztagsschule besteht 
nicht.

(3) Bildung und Betreuung für Schülerinnen und Schü-
ler in Vorschulklassen ab 13.00 Uhr sind kostenpflich-
tig. Soweit solche Leistungen in Kooperation mit der 
Schule als Jugendhilfeleistung erbracht werden, wird 
eine pauschalierte Kostenbeteiligung gemäß § 90 Ab-
satz 1 Nummer 3 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
in der jeweils geltenden Fassung durch den Schulträger 
erhoben. Bei der Bemessung sind insbesondere das Ein-
kommen, die Anzahl der betreuten Kinder in der Fami-
lie und die tägliche Betreuungszeit zu berücksichtigen. 

Dritter Teil. Schulverhältnis

Erster Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

§ 12 Grundlage des Privatschulverhältnisses. (1) 
Grundlage des Privatschulverhältnisses ist ein auf An-
trag der Eltern oder der volljährigen Schülerin oder des 
volljährigen Schülers zwischen diesen und dem Schul-
träger abgeschlossener Privatschulvertrag. 

(2) Die jeweilige Schulleiterin oder der jeweilige Schul-
leiter vertritt den Schulträger beim Abschluss des Pri-
vatschulvertrages.

§ 13 Antrag auf Aufnahme in die Schule. Der Antrag 
nach § 12 Absatz 1 ist bei der jeweiligen Schule inner-
halb der von dieser festgelegten Frist zu stellen. 

§ 14 Aufnahme in die Schule. (1) Über die Aufnahme 
von Schülerinnen und Schülern in die Schule entschei-
det die Schulleiterin oder der Schulleiter. Es besteht kein 
Anspruch auf Aufnahme.

(2) Besondere Aufnahmevoraussetzungen und Aufnah-
meverfahren, die in den Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg gere-
gelt werden, sind zu beachten.
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(3) Schülerinnen und Schüler, die die Schule wechseln, 
werden auf der Grundlage ihres bisherigen Bildungs-
ganges und ihrer Zeugnisse im Rahmen der Verweil-
dauer in die Schulform, die Schulstufe und die Klasse 
oder Jahrgangsstufe aufgenommen, die dem bisherigen 
Bildungsgang und dem Zeugnis entsprechen. Näheres 
zum Schulformwechsel bestimmen die staatlichen Aus-
bildungs- und Prüfungsordnungen.

§ 15 Schulgeld. Der Schulträger erhebt für die Dauer 
des Schulvertragsverhältnisses Schulgeld nach Maßga-
be des Privatschulvertrages.

§ 16 Lern- und Lehrmittel. (1) Schülerinnen und Schü-
lern sind gehalten, Lernmittel sowohl im Unterricht als 
auch bei der häuslichen Vor- und Nachbereitung selbst-
ständig und eigenverantwortlich zu verwenden. 

(2) Die Lernmittel werden von den Schulen beschafft 
und den Schülerinnen und Schülern unentgeltlich leih-
weise zur Verfügung gestellt. Lernmittel von geringem 
Wert werden nicht gewährt. Für Gegenstände und 
Materialien, die im Unterricht verarbeitet und danach 
von der Schülerin oder dem Schüler verbraucht werden 
oder ihnen verbleiben, kann ein Kostenbeitrag erhoben 
werden.

(3) Das Nähere zur Beschaffung und Überlassung der 
Lernmittel sowie zu Art und Umfang der Lernmittel von 
geringem Wert regelt der Schulträger.

(4) Über die Einführung von Lehrmitteln entscheidet 
die Lehrerkonferenz im Rahmen der zur Verfügung ste-
henden Mittel und der Beschlüsse der Schulkonferenz.

(5) Die Lehrmittel verbleiben in der Schule und werden 
dort von den Lehrkräften und den Schülerinnen und 
Schülern genutzt.

§ 17 Beaufsichtigung, Weisungen, Hausordnung, 
Videoüberwachung. (1) Schülerinnen und Schüler sind 
während des Unterrichts, während des Aufenthalts auf 
dem Schulgelände in der Unterrichtszeit und bei sonsti-
gen Schulveranstaltungen sowie während der Schulaus-
flüge durch Lehrerinnen oder Lehrer zu beaufsichtigen. 
Durch die Beaufsichtigung sollen sie vor Gefahren ge-
schützt werden, die sie aufgrund ihrer altersgemäßen 
Erfahrung nicht selbst übersehen und abwenden kön-
nen, und vor Handlungen bewahrt werden, mit denen 
sie sich oder anderen Schaden zufügen können. Zur Be-
aufsichtigung und zur Unfallverhütung können Schüle-
rinnen und Schülern Weisungen erteilt werden.

(2) In begründeten Fällen können auch Eltern, andere 
zum pädagogischen Personal der Schule gehörende Per-
sonen, geeignete Schülerinnen und Schüler oder ande-

re geeignete Personen mit der Beaufsichtigung betraut 
werden, wenn es die Umstände erfordern oder zulassen. 

(3) Auf dem Schulgrundstück und bei Schulveranstal-
tungen außerhalb des Schulgrundstücks sind der Ver-
kauf, der Ausschank und der Genuss alkoholischer Ge-
tränke und sonstiger Rauschmittel, das Rauchen sowie 
das Mitführen von Waffen im Sinne des jeweils gelten-
den Waffengesetzes und von unerlaubten Betäubungs-
mitteln im Sinne des jeweils geltenden Betäubungs-
mittelgesetzes untersagt. Ausnahmen vom Verbot 
alkoholischer Getränke im Einzelfall bedürfen der Ge-
nehmigung der Schulleitung. Näheres über die Rechte 
und Pflichten der Schülerinnen und Schüler sowie des 
pädagogischen und des nichtpädagogischen Personals 
kann in einer Hausordnung geregelt werden.  

(4) Die Videobeobachtung und Videoaufzeichnung 
von Schulräumen und schulischen Freiflächen (Video-
überwachung) und die Verarbeitung der Daten ist 
nur bei Vorliegen der Voraussetzungen nach den Re-
gelungen des Kirchlichen Datenschutzgesetzes (KDG) 
in seiner jeweiligen Fassung zulässig. Eine Videoüber-
wachung nach Satz 1 des Inneren von Klassenräumen, 
Beratungs- und Lehrerzimmern, sanitären Anlagen und 
Umkleideräumen ist nicht zulässig. Über die Einrich-
tung entscheidet das Erzbischöfliche Generalvikariat 
auf Antrag der Schulleitung unter Einbeziehung der 
oder des kirchlichen Datenschutzbeauftragten. Diesem 
Antrag sind eine Stellungnahme der schulischen Mitar-
beitervertretung beizufügen. Der Elternrat ist über die 
Maßnahme zu informieren. Die Erforderlichkeit solcher 
Maßnahmen ist nach Ablauf von zwei Jahren erneut zu 
bewerten.

§ 18 Schülerzeitungen; schulfremde Druckerzeug­
nisse, Schülergruppen, Umfragen. (1) Die Schülerin-
nen und Schüler haben das Recht, Schülerzeitungen 
herauszugeben und auf dem Schulgrundstück zu ver-
breiten. Schülerzeitungen sind gedruckte oder im Rah-
men eines digitalen Dienstes erscheinende Zeitungen, 
die von Schülerinnen und Schülern einer oder mehre-
rer Schulen für diese herausgegeben werden. Sie stehen 
anders als die von einer Schule unter Verantwortung 
der Schulleitung herausgegebene Schulzeitung außer-
halb der Verantwortung der Schule und unterliegen 
dem Hamburgischen Pressegesetz. Die Schülerinnen 
und Schüler sollen sich bei ihrer redaktionellen Tätig-
keit durch Personen ihres Vertrauens beraten lassen, 
insbesondere wenn die Redaktion Zweifel hat, ob ein 
Beitrag die Grenzen der Meinungsfreiheit überschreitet 
oder den Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule 
beeinträchtigt. 
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(2) Der Vertrieb der Ausgabe einer Schülerzeitung auf 
dem Schulgrundstück kann durch Anordnung der 
Schulleiterin oder des Schulleiters untersagt werden, 
wenn der Inhalt der Schülerzeitung den Rahmen der 
freien Meinungsäußerung überschreitet oder Persön-
lichkeitsrechte verletzt sind und in den vorgenannten 
Fällen kein milderes Mittel besteht. 

(3) Schulfremde Flugblätter und andere Druckerzeug-
nisse dürfen auf dem Schulgrundstück an die Schüle-
rinnen und Schüler nicht verteilt oder auf andere Wei-
se zugänglich gemacht werden. Ausnahmen kann die 
Schulleiterin oder der Schulleiter zulassen, wenn diese 
Druckerzeugnisse schulischen, gemeinnützigen oder 
kirchlichen Zwecken dienen. Plakate dürfen mit Zu-
stimmung der Schulleiterin oder des Schulleiters nur 
angebracht werden, wenn gegen das Verbot politischer 
und wirtschaftlicher Werbung nicht verstoßen wird.

(4) Die Schülerinnen und Schüler haben das Recht, sich 
an ihrer Schule in Schülergruppen zu betätigen. Die Be-
tätigung in der Schule kann von der Schulleitung einge-
schränkt oder verboten werden, wenn es die Sicherung 
des Bildungs- und Erziehungsauftrags erfordert. Den 
Schülergruppen können Räume und sonstige schulische 
Einrichtungen zur Verfügung gestellt werden, wenn der 
Schul- und Unterrichtsbetrieb dadurch nicht beein-
trächtigt wird. Die Schulkonferenz regelt Grundsätze 
für die Betätigung von Schülergruppen in der Schule. 

(5) Meinungsumfragen und Erhebungen sowie Fernseh- 
und Rundfunkaufnahmen sind in den Schulen nur mit 
Zustimmung des Schulträgers zulässig.

§ 19 Gesundheitserziehung und Gesundheitsförde­
rung; ärztliche Untersuchungen; Infektionsschutz. 
(1) Im Rahmen der ganzheitlichen Erziehung der Schule 
erfasst der Begriff Gesundheit mehr als nur das Fehlen 
von Krankheit. Der Mensch in seiner Gesamtheit von 
Physis, Psyche und sozialen Beziehungen steht im Vor-
dergrund. Die Gesundheitserziehung soll als fächer-
übergreifender Bestandteil der Bildungs- und Erzie-
hungsarbeit der Schule jungen Menschen helfen, ein 
gesundheitsbewusstes Verhalten zu entwickeln, das von 
der Verantwortung für sich selbst und der Allgemein-
heit gegenüber getragen ist. 

(2) Ein Schwerpunkt innerhalb der Gesundheitserzie-
hung und Gesundheitsförderung ist die Auseinan-
dersetzung der Schülerin oder des Schülers mit ge-
sundheitsförderndem und gesundheitsschädigendem 
Verhalten. 

(3) Die Schulgesundheitspflege hat das Ziel, Krank-
heiten der Schülerinnen und Schüler vorzubeugen, sie 

frühzeitig zu erkennen und Wege zu ihrer Heilung auf-
zuzeigen. Die Aufgaben der Schulgesundheitspflege 
nehmen die unteren Gesundheitsbehörden in Zusam-
menarbeit mit der Schule und den Eltern wahr.

(4) Für ärztliche Untersuchungen sowie Infektions-
schutzmaßnahmen gelten die jeweiligen staatlichen 
Vorschriften.

§ 20 Sexuelle Bildung, Information der Eltern. (1) Un-
beschadet des vorrangigen Erziehungsrechts der Eltern 
gehört sexuelle Bildung zu den Bildungs- und Erzie-
hungsaufgaben der Schule. Die fächerübergreifende Se-
xualerziehung ergänzt und unterstützt die Erziehungs-
arbeit der Eltern in allen Schulformen. Sie ist durch den 
Anspruch der Schülerin oder des Schülers auf ethische 
Erziehung sowie sachgerechte Information begründet 
und stärkt Selbstbestimmung und Selbstschutz der 
jungen Menschen. In diesem Rahmen bejaht sie die Di-
versität in der Ausprägung der menschlichen Sexualität. 
Jede einseitige Beeinflussung ist zu vermeiden. Sexuelle 
Bildung wird von qualifizierten Lehrkräften erteilt. 

(2) Aufgabe der Sexualerziehung ist es, eine positive 
Einstellung der Schülerinnen und Schüler zur Sexuali-
tät zu fördern. Die Sexualerziehung soll das Bewusstsein 
für eine persönliche Intimsphäre und für Gleichberech-
tigung, Partnerschaftlichkeit und Gewaltfreiheit in per-
sönlichen Beziehungen entwickeln und fördern. Zu die-
sem Zweck sollen Schülerinnen und Schüler nicht nur 
ein fundiertes Sachwissen über die biologischen Bezüge 
der menschlichen Sexualität erwerben, sondern auch in 
ihren sozialen, kommunikativen, ethischen und kultu-
rellen Kompetenzen gefördert werden.

(3) Die Eltern werden zuvor über Ziel, Inhalt und Form 
der sexuellen Bildung an der Schule sowie über die hier-
bei verwendeten Lehr- und Lernmittel informiert.

Zweiter Abschnitt: Maßnahmen bei Erziehungs­
konflikten

§ 21 Beratungen. (1) Elterngesprächen kommt im Rah-
men der Erziehungsgemeinschaft an den katholischen 
Schulen eine besondere Bedeutung zu. Die Lehrerinnen 
und Lehrer beraten die Eltern im Rahmen ihres Dienstes 
außerhalb ihres Unterrichts. Näheres regelt die Schul-
konferenz. Elternsprechtage sind so zu organisieren, 
dass möglichst wenig Unterricht ausfällt. Im Verlauf 
eines Schuljahres kann höchstens ein Unterrichtsvor-
mittag hierfür in Anspruch genommen werden. Die 
Entscheidung trifft die Schulkonferenz. Für die Schüle-
rinnen und Schüler ist der unterrichtsfreie Tag als Stu-
dientag anzusetzen.
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(2) Die Schule soll Eltern sowie Schülerinnen und Schü-
ler in Fragen der Erziehung, der Schullaufbahn und des 
weiteren Bildungswegs beraten. Sie arbeitet hierbei ins-
besondere mit schulpsychologischen Einrichtungen, 
Beratungsstellen und der Berufsberatung zusammen.

(3) Die schulpsychologische und sozialpädagogische 
Beratung dient der Unterstützung von Schülerinnen 
und Schülern und ihren Eltern bei Schwierigkeiten im 
Lern- und Leistungsbereich, im Zusammenleben und 
beim gemeinsamen Lernen in der Schule sowie deren 
Vorbeugung. Die Beantwortung von Fragen im Rahmen 
der schulpsychologischen und sozialpädagogischen Be-
ratung ist freiwillig. 

§ 22 Erziehungsmaßnahmen und Ordnungsmaßnah­
men. (1) Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen die-
nen 
a) 	 der geordneten Bildungs- und Erziehungsarbeit der 

Schule, 
b) 	der Persönlichkeitsentwicklung der einzelnen Schü-

lerin oder des einzelnen Schülers sowie 
c) 	 dem Schutz von Personen und Sachen; 

hierbei ist die christliche Prägung der Schule besonders 
zu berücksichtigen. Erziehungs- und Ordnungsmaß-
nahmen können insbesondere bei Verstößen gegen 
Gesetze, die Schulordnung sowie die Hausordnung in 
Betracht kommen. Sie sollen die Reflexion der Schüle-
rin oder des Schülers über das eigene Fehlverhalten und 
dessen Wiedergutmachung ermöglichen und eine Ver-
haltensänderung bei ihr oder ihm bewirken.

(2) Jede Maßnahme nach Absatz 1 muss in einem an-
gemessenen Verhältnis zum Fehlverhalten der Schülerin 
oder des Schülers stehen und in angemessener zeitlicher 
Nähe zum Fehlverhalten stehen. Die körperliche Züch-
tigung und andere entwürdigende Erziehungsmaßnah-
men sind verboten. Bei fortgesetzten Erziehungsschwie-
rigkeiten haben Erziehungsmaßnahmen einschließlich 
der Hilfestellung durch die Beratungslehrkraft, den 
Schulberatungsdienst oder die Schulsozialarbeit grund-
sätzlich Vorrang vor Ordnungsmaßnahmen. Ordnungs-
maßnahmen sollen mit Erziehungsmaßnahmen ver-
knüpft werden. Aus Anlass desselben Fehlverhaltens 
darf höchstens eine Ordnungsmaßnahme getroffen 
werden. Die Verhängung von Erziehungs- und Ord-
nungsmaßnahmen gegen mehrere Schülerinnen und 
Schülern ist nur zulässig, wenn das Fehlverhalten jeder 
oder jedem Einzelnen zuzurechnen ist.

(3) Erziehungsmaßnahmen dienen der pädagogischen 
Einwirkung auf einzelne Schülerinnen und Schüler. Er-
ziehungsmaßnahmen sind insbesondere: 
1.	 Ermahnungen und Absprachen,
2.	 kurzfristiger Ausschluss vom oder Nachholen von 

Unterricht, 
3.	 die zeitweilige Wegnahme von Gegenständen 

einschließlich der dazu im Einzelfall erforderlichen 
Nachschau in der Kleidung oder in mitgeführten 
Sachen, 

4.	 die Auferlegung sozialer Aufgaben für die Schule, 
5.	 die Teilnahme an einem Mediationsverfahren, 
6.	 die Teilnahme an innerschulischen sozialen Trai-

ningsmaßnahmen und die Wiedergutmachung des 
angerichteten Schadens. 

Es wird die Erziehungsmaßnahme gewählt, die dem Al-
ter und der Persönlichkeit der Schülerin oder des Schü-
lers am ehesten gerecht wird. Erforderlichenfalls ist die 
Maßnahme mit der Beratungslehrkraft, dem Beratungs-
dienst oder den Verantwortlichen im Bereich der Schul-
sozialarbeit abzustimmen. Gewichtige Erziehungsmaß-
nahmen werden in der Schülerakte dokumentiert. 

(4) In der Grundschule können zur Lösung schwerwie-
gender Erziehungskonflikte folgende Ordnungsmaß-
nahmen getroffen werden: 
1. 	 der schriftliche Verweis,
2. 	 der Ausschluss von einer Schulfahrt, 
3. 	 die Umsetzung in eine Parallelklasse,
4. 	 die Umschulung in eine andere katholische Schule 

in zumutbarer Entfernung,
5.	 die Ankündigung der Beendigung des Schulverhält-

nisses durch Kündigung des Schulvertrages für den 
Fall des wiederholten Fehlverhaltens,

6.	 die Kündigung des Schulvertrages. 

(5) In den Sekundarstufen I und II können zur Sicherung 
der Erziehungs- und Unterrichtsarbeit der Schule oder 
zum Schutz beteiligter Personen folgende Ordnungs-
maßnahmen getroffen werden: 
1.	 der schriftliche Verweis, 
2. 	 der Ausschluss vom Unterricht für einen bis höchs-

tens zehn Unterrichtstage oder von einer Schul-
fahrt,

3.	 die Umsetzung in eine Parallelklasse oder eine ent-
sprechende organisatorische Gliederung, 

4. 	 die Umschulung in eine andere katholische Schule 
in zumutbarer Entfernung

5. 	 die Ankündigung der Beendigung des Schulverhält-
nisses durch Kündigung des Schulvertrages für den 
Fall des wiederholten Fehlverhaltens,

6. 	 die Kündigung des Schulvertrages.
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(6) Vor einer Ordnungsmaßnahme sind die Schülerin 
oder der Schüler und deren Eltern zu hören. Sie kön-
nen dabei eine zur Schule gehörende Person ihres Ver-
trauens beteiligen. Die Anhörung kann zu Beginn der 
Sitzung der Klassenkonferenz stattfinden. Vor einer 
Ordnungsmaßnahme nach Absatz 4 Nummern 3 bis 6 
und Absatz 5 Nummern 3 bis 6 soll eine schulpsycho-
logische Stellungnahme eingeholt werden. 

(7) Über Ordnungsmaßnahmen nach Absatz 4 Num-
mern 1 bis 3 sowie Absatz 5 Nummern 1 bis 3 entschei-
det die Klassenkonferenz unter Vorsitz der Schulleiterin 
oder des Schulleiters. Über Ordnungsmaßnahmen nach 
Absatz 4 Nummern 4 bis 6 und Absatz 5 Nummern 4 
bis 6 entscheidet der Schulträger auf Antrag der Klas-
senkonferenz. Die Klassenelternvertreterinnen und 
Klassenelternvertreter nehmen teil, wenn die Eltern 
und ab der Jahrgangsstufe 4 die betroffene Schülerin 
oder der betroffene Schüler dies wünschen und schutz-
würdige Interessen eines Dritten nicht entgegenstehen. 
Für die Teilnahme der Vertreterinnen und Vertreter der 
Schülerinnen und Schüler gilt Satz 3 entsprechend. In 
der Schule beschäftigte Personen, die nicht dem Perso-
nenkreis des § 38 Absatz 2 Satz 1 angehören, können 
an der Klassenkonferenz mit beratender Stimme teil-
nehmen, sofern dies der Entscheidungsfindung dienlich 
ist. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der 
Schulleiterin oder des Schulleiters. 

(8) Nach der Verhängung von Ordnungsmaßnahmen 
durch die Klassenkonferenz sind die Eltern von der 
Schulleitung über die verhängte Ordnungsmaßnahme 
unverzüglich schriftlich oder in Textform zu unterrich-
ten. Die Ordnungsmaßnahme sowie die sie tragenden 
Erwägungen sind mitzuteilen. In den Fällen einer Ord-
nungsmaßnahme nach Absatz 5 Nummern 5 und 6 
können gemäß § 27 Absatz 5 auch die früheren Sorge-
berechtigten volljähriger Schülerinnen und Schüler un-
terrichtet werden. Bei der Verhängung von Ordnungs-
maßnahmen nach Absatz 4 Nummer 6 und Absatz 5 
Nummer 6 prüft der Schulträger, ob eine Unterrichtung 
des Jugendamtes geboten ist. Über von Schülerinnen 
und Schülern in der Schule begangene Straftaten infor-
miert die Schulleitung grundsätzlich die Polizei.

(9) In dringenden Fällen ist die Schulleiterin oder der 
Schulleiter befugt, die Schülerin oder den Schüler bis 
zur Entscheidung vorläufig vom Schulbesuch zu beur-
lauben, wenn auf andere Weise die Aufrechterhaltung 
eines geordneten Schullebens nicht gewährleistet wer-
den kann. Die Höchstdauer einer vorläufigen Beurlau-
bung beträgt zehn Unterrichtstage. Widerspruch und 
Anfechtungsklage haben keine aufschiebende Wirkung.

Vierter Teil. Schulverfassung

Erster Abschnitt: Grundlagen

§ 23 Schulische Selbstverwaltung. Bei der Verwirk-
lichung des Bildungs- und Erziehungsauftrags ist die 
einzelne Schule im Rahmen der Gesamtverantwortung 
des Schulträgers verantwortlich für die planmäßige Er-
teilung von Unterricht, die Erziehung der Schülerinnen 
und Schüler und die Verwaltung und Organisation ihrer 
inneren Angelegenheiten. Dabei sollen die mit diesem 
Gesetz gegebenen Möglichkeiten einer eigenständigen 
Gestaltung von Unterricht und Schulleben aktiv ge-
nutzt werden.

§ 24 Schulprogramm. (1) Die jeweilige Schule legt die 
besonderen Ziele, Schwerpunkte und Organisationsfor-
men ihrer pädagogischen Arbeit sowie Kriterien für die 
Zielerreichung in einem Schulprogramm fest. Sie kon-
kretisiert darin den allgemeinen Bildungs- und Erzie-
hungsauftrag sowie die besondere religiöse und päda-
gogische Prägung der katholischen Schulen im Hinblick 
auf die spezifischen Voraussetzungen und Merkmale 
ihrer Schülerschaft und die spezifischen Gegebenheiten 
der Schule und ihres regionalen sowie pastoralen Um-
feldes unter Nutzung der ihr nach diesem Gesetz ge-
gebenen inhaltlichen und unterrichtsorganisatorischen 
Gestaltungsmöglichkeiten. Zu den Festlegungen des 
Schulprogramms gehören insbesondere: 
1. 	 besondere didaktisch-methodische Schwerpunkte 

im Unterricht,
2. 	 die Umsetzung der fächerübergreifend zu unter-

richtenden Aufgabengebiete, 
3.	 die Ausgestaltung der Stunden- und Pausen

ordnung, 
4.	 besondere Maßnahmen zur Förderung spezifischer 

Schülergruppen, insbesondere von Schülerinnen 
und Schülern mit Lernschwierigkeiten und anderen 
Förderbedarfen von Schülerinnen und Schülern 
mit besonderen Begabungen, und von zwei- oder 
mehrsprachig aufwachsenden Schülerinnen und 
Schülern, 

5.	 besondere Beratungs-, Betreuungs- und Freizeit
angebote, 

6.	 besondere Formen der Schüler- und Eltern
mitwirkung, 

7.	 besondere Maßnahmen zur Förderung des 
Schullebens, 

8. 	 die Ausgestaltung der Schulpastoral,
9. 	 die Kooperation mit kirchlichen und anderen Schu-

len sowie kirchlichen und anderen Einrichtungen 
des Stadtteils. 
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(2) Die Ziele und die Umsetzung des Schulprogramms 
überprüft die Schule in regelmäßigen Abständen im 
Rahmen der Gemeinsamen Katholischen Schulinspek-
tion und der Evaluation nach § 66.

§ 25 Grundsätze der Mitgestaltung. (1) Alle am Schul-
leben Beteiligten wirken aktiv an der Gestaltung und 
Entscheidung über die sie betreffenden Angelegenhei-
ten mit. Dies erfordert von den Beteiligten die Bereit-
schaft zu gemeinsam getragener Verantwortung und 
vertrauensvoller Zusammenarbeit.

(2) Ziel der Mitwirkung ist es, die Eigenverantwortung 
in der Schule zu fördern und das Zusammenwirken aller 
Beteiligten zu stärken. 

(3) Lehrkräfte, Eltern und entsprechend ihrer altersge-
mäßen Urteilsfähigkeit die Schülerinnen und Schüler 
sowie die sonstigen am Schulleben Beteiligten wirken 
nach Maßgabe dieses Gesetzes an der Gestaltung des 
Schulwesens mit. 

(4) Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst sind Lehrerinnen 
und Lehrer im Sinne dieses Teils des Gesetzes. 

§ 26 Organisation und Geltungsbereich der Mitwir­
kung. (1) Die Mitwirkung in der Schule erfolgt insbe-
sondere in der Schulkonferenz, der Lehrerkonferenz, 
den Fachkonferenzen, dem Vertrauensausschuss, der 
Klassenkonferenz, der Gesamtschülervertretung und 
dem Schülerrat, der Gesamtelternvertretung und dem 
Elternrat sowie in der Klasse oder im Kurs. Soweit der 
Klassenverband nicht besteht, treten an die Stelle der 
Mitwirkungsorgane der Klasse die der Kursstufe. 

(2) Organisatorisch zusammengefasste Schulen, die von 
einer Schulleiterin oder einem Schulleiter geleitet wer-
den, gelten als eine Schule. 

(3) Die Mitwirkung beim Schulträger erfolgt durch die 
Beteiligung der Schulkonferenz der jeweiligen Schule, 
der Dienstkonferenz der Schulleitungen sowie der Ge-
samtschülervertretung und der Gesamtelternvertre-
tung. Die Mitarbeitervertretung übt ihre Beteiligungs- 
und Beratungsrechte gemäß der jeweils geltenden 
Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) für das Erz-
bistum Hamburg aus.

§ 27 Auskunfts- und Informationsrechte der Eltern 
und der Schülerinnen und Schüler, Informations­
pflichten. (1) Schülerinnen und Schüler und ihre Eltern 
sind in allen wichtigen Schulangelegenheiten zu infor-
mieren, insbesondere über
1. 	 den Aufbau und die Gliederung der Schule und der 

Bildungsgänge,

2. 	 die Stundentafel, den Bildungsplan und das schul-
eigene Curriculum und deren Ziele, Inhalte und 
Anforderungen,

3. 	 die Kriterien der Leistungsbeurteilung einschließlich 
der Versetzung und Kurseinstufung,

4. 	 die Übergänge zwischen den Bildungsgängen,
5. 	 die Abschlüsse und Berechtigungen einschließlich 

der Zugänge zu den Berufen,
6. 	 die Mitwirkungsmöglichkeiten von Schülerinnen 

und Schülern sowie deren Eltern,
7.  	die Ziel- und Leistungsvereinbarung und deren 

festgestellten Grad der Zielerreichung,
8.  	die Ergebnisse der Gemeinsamen Katholischen 

Schulinspektion,
9.  	die Veränderungen des Versuchsprogramms von an 

der Schule bestehenden Schulversuchen,
10.	Präventionsmaßnahmen im Bereich des Kinder-

schutzes.
Die Informationen sollen frühestmöglich und in an-
gemessenem Umfang erfolgen. Die Eltern werden zu 
Beginn des Schuljahres, in der Regel im Rahmen eines 
Elternabends, über den Bildungsplan, die schuleigene 
Stundentafel und das schulische Curriculum sowie die 
Kriterien der Leistungsbeurteilung informiert. In Ab-
stimmung mit der Lehrerin oder dem Lehrer und der 
Schulleitung können die Eltern in der Grundschule und 
in der Sekundarstufe I den Unterricht ihrer Kinder be-
suchen.

(2) Die Schulleitung sowie die Lehrkräfte informieren 
und beraten die Eltern und Schülerinnen und Schüler in 
angemessenem Umfang insbesondere
1. 	 über die Lernentwicklung und über das Arbeits- 

und Sozialverhalten der Schülerin oder des 
Schülers,

2. 	 bei Problemen im Lern- und Leistungsverhalten 
sowie bei sonstigen Verhaltensschwierigkeiten mit 
dem Ziel der frühzeitigen Einleitung von Hilfe
maßnahmen,

3. 	 über die Leistungsbeurteilung einschließlich der 
Versetzung und Kurseinstufung sowie

4. 	 bei der Wahl der Bildungsgänge sowie die daran 
anschließenden Ausbildungswege und deren 
Anforderungen an die Schülerinnen und Schüler.

(3) Der Anspruch der Eltern sowie der Schülerinnen und 
Schüler auf Auskunft aus Akten der Schule, der zustän-
digen Behörde, des Schulberatungsdienstes, des Schul-
ärztlichen Dienstes, in denen personenbezogene Daten 
über sie enthalten sind, und anderen Akten, die perso-
nenbezogene Daten über sie enthalten und im Rahmen 
des Schulverhältnisses verarbeitet werden, umfasst auch 
die Einsichtnahme. Die Einsichtnahme ist unzulässig, so-
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weit die Daten der betroffenen Personen mit personen-
bezogenen Daten Dritter oder geheimhaltungsbedürfti-
gen nichtpersonenbezogenen Daten derart verbunden 
sind, dass eine für die Gewährung der Auskunft gegebe-
nenfalls notwendige Trennung nicht oder nur mit un-
verhältnismäßig großem Aufwand möglich ist.

(4) Die Informationsrechte nach den Absätzen 1 und 2 
stehen auch den früheren Sorgeberechtigten volljähri-
ger Schülerinnen und Schüler zu, sofern die Schülerin 
oder der Schüler dem nicht widersprochen hat und 
deren oder dessen schutzwürdige Interessen dem nicht 
entgegenstehen. Volljährige Schülerinnen und Schüler 
sind vor einer Bekanntgabe von Daten zum Zwecke 
der Information nach den Absätzen 1 und 2 durch die 
Schule auf das Widerspruchsrecht in geeigneter Form 
hinzuweisen. Personenbezogene Daten besonderer Ka-
tegorien im Sinne des § 4 Nummer 2 des Kirchlichen 
Datenschutzgesetzes (KDG) dürfen im Rahmen einer 
Information nach Satz 1 nur mit Einwilligung der be-
troffenen Schülerinnen und Schüler an die früheren 
Sorgeberechtigten übermittelt werden.

(5) Unbeschadet dessen kann die Schule die früheren 
Sorgeberechtigten volljähriger Schülerinnen und Schü-
ler über
1.	 die Nichtversetzung,
2. 	 die Nichtzulassung zur Abschlussprüfung,
3. 	 das Nichtbestehen der Abschlussprüfung,
4. 	 die Entlassung aus einer Schulform wegen zweifa-

cher Verfehlung des Klassenziels,
5. 	 Ordnungsmaßnahmen gemäß § 21 Absatz 4 Num-

mern 4 bis 6 sowie die Entlassung oder die bevor-
stehende Entlassung aus der Schule sowie

6. 	 die Beendigung des Schulverhältnisses durch die 
Schülerin oder den Schüler 

unterrichten. Gleiches gilt, wenn die Zulassung zur Ab-
schlussprüfung oder deren Bestehen gefährdet sind. 
Auch über sonstige schwerwiegende Sachverhalte, die 
das Schulverhältnis wesentlich beeinträchtigen, kann 
eine Unterrichtung der früheren Sorgeberechtigten er-
folgen. Die volljährigen Schülerinnen und Schüler wer-
den in der Regel vorab über entsprechende Auskünfte 
von der Schule in Kenntnis gesetzt. Diese Regelung fin-
det keine Anwendung, soweit die Schülerin oder der 
Schüler das 21. Lebensjahr vollendet oder den beste-
henden Bildungsgang nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres begonnen hat.

(6) Die Schulleiterin oder der Schulleiter macht die Ziel- 
und Leistungsvereinbarung, den festgestellten Grad der 
Zielerreichung, die die Schule betreffenden Ergebnisse 
der Gemeinsamen Katholischen Schulinspektion, die 
Veränderungen des Versuchsprogramms von an der 

Schule bestehenden Schulversuchen und die Aufstel-
lung über die Verwendung der Haushaltsmittel in ge-
eigneter Weise schulöffentlich.

(7) Im Rahmen des Anmeldeverfahrens oder mit der 
Begründung des Schulverhältnisses, spätestens aber mit 
der erstmaligen Erhebung personenbezogener Daten, 
teilt die Schule den Schülerinnen und Schülern sowie 
den Eltern die nach den Regelungen des kirchlichen Da-
tenschutzrechts zur Datenverarbeitung erforderlichen 
Informationen in Papierform oder in elektronischer 
Form mit. Die individuellen Zugangsmöglichkeiten der 
von der Datenerarbeitung betroffenen Personen zum 
elektronischen Abruf der Informationen sowie der von 
diesen jeweils bestimmte Datenverarbeitungszweck 
sind angemessen zu berücksichtigen.

Zweiter Abschnitt: Schulkonferenz

§ 28 Schulkonferenz. (1) Die Schulkonferenz ist das 
oberste Beratungs- und Beschlussgremium der schuli-
schen Selbstverwaltung der allgemeinbildenden Schu-
len. 

(2) Die Schulkonferenz berät über alle wichtigen An-
gelegenheiten der Schule und beschließt darüber nach 
Maßgabe dieses Gesetzes. Sie bewertet die Durch-
führung und den Erfolg der pädagogischen Arbeit der 
Schule auf Grundlage des Schulprogramms. Die Schul-
konferenz fördert die Zusammenarbeit zwischen Schü-
lerinnen und Schülern, Eltern, Lehrkräften und den 
sonstigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Schu-
le; Lehrerkonferenz, Schülerrat und Elternrat können 
der Schulkonferenz hierfür Vorschläge unterbreiten.

(3) Die Schulleitung unterrichtet die Schulkonferenz 
insbesondere über die Verwendung der Haushalts-, 
Personal- und Sachmittel, die Ergebnisse der Gemeinsa-
men Katholischen Schulinspektion und der Evaluatio-
nen nach § 66 sowie über das Fortbildungsprogramm 
für das schulische Personal.

§ 29 Entscheidungsrechte der Schulkonferenz. (1) 
Die Schulkonferenz beschließt mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln ihrer anwesenden Mitglieder, mindestens 
jedoch mit der Mehrheit ihrer stimmberechtigten Mit-
glieder über 
1.	 das Schulprogramm nach § 24 auf der Grundlage 

von Vorlagen der Lehrerkonferenz. Sie kann die 
Lehrerkonferenz mit einer Weiterentwicklung des 
Schulprogramms beauftragen;
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2.	 über einen Antrag an den Schulträger auf
a)	 Durchführung eines Schulversuchs,
b)	 Führung der Schule als Ganztagsschule oder auf 

Einrichtung von Betreuungsangeboten, 
c)	 Namensgebung und das Patrozinium für die 

Schule,
d)	 Einführung einer Vorschulklasse.

(2) Die Schulkonferenz entscheidet mit einfacher Mehr-
heit über
1.	 die Hausordnung,
2.	 die schuleigene Stundentafel,
3.	 die Kooperation mit externen Partnern,
4.	 die Grundsätze für die Durchführung von Klassen-

konferenzen, 
5.	 die Grundsätze für den Umfang und die Verteilung 

der Hausaufgaben und der Lernerfolgskontrollen 
im Rahmen der staatlichen Vorgaben und der 
Vorgaben des Schulträgers, 

6.	 den Abschluss der Ziel- und Leistungsvereinbarung 
zwischen Schulträger und Schulleitung, 

7.	 die Grundsätze für die Verwendung der Personal- 
und Sachmittel, die der Schule zur eigenen Bewirt-
schaftung zur Verfügung stehen, im Rahmen ihrer 
Zweckbestimmung, sowie über die Grundsätze der 
Beschaffung und Verwaltung der Lernmittel, 

8.	 die Grundsätze für die Planung von Projektwochen 
und weiterer schulischer Veranstaltungen sowie 
über die Grundsätze für Angelegenheiten der 
Schülerbetreuung, 

9.	 die Grundsätze für Studien- und Klassenfahrten 
sowie für Wandertage, besondere Veranstaltungen 
der Schule und Angelegenheiten der Schüler
betreuung,

10.	die Grundsätze für Arbeitsgemeinschaften, 
Neigungsgruppen und Wahlangebote, 

11.	die Grundsätze für die Mitwirkung von Eltern und 
anderen Personen im Unterricht und bei sonstigen 
Veranstaltungen, 

12.	die Grundsätze für die Betätigung von Schüler
gruppen in der Schule nach § 18 Absatz 4,

13.	die Grundsätze für die Überlassung von Räumen 
der Schule an Lehrerinnen und Lehrer, Eltern und 
Schülerinnen und Schüler der Schule für andere als 
schulische Zwecke im Rahmen der Vorgaben des 
Schulträgers, 

14.	die Durchführung von Geldsammlungen unter 
Schülerinnen und Schülern und Eltern, 

15.	die Grundsätze für soziale Aufgaben im Sinne des 
§ 21 Absatz 2 Nummer 4, 

16.	eine von § 38 Absatz 2 abweichende Zusammen-
setzung der Klassenkonferenz, 

17.	die Kooperation im Bildungs- und Erziehungs
bereich mit anderen Schulen,

18.	die außerunterrichtliche Zusammenarbeit mit 
anderen Schulen, Verbänden, Organisationen sowie 
Einrichtungen, die mit Fragen der Berufsberatung, 
der Berufsbildung und der Berufspraktika befasst 
sind,

19.	die Zusammenarbeit mit Pfarreien und anderen 
kirchlichen Einrichtungen, 

20.	die Zusammenarbeit mit Trägern der Jugendhilfe 
und der Gesundheitsfürsorge, dem schulpsycho-
logischen Dienst, Erziehungs- und Suchtberatungs-
stellen, der Verkehrswacht und Fachberatungs
stellen zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt,

21.	die Schulkonzepte, insbesondere das Schulpastoral
konzept nach Vorgaben des Schulträgers, das 
Kinderschutzkonzept, das Konzept zu Lehren und 
Lernen in der digitalen Welt,

22.	die Organisation der Schuleingangsphase,
23.	die Grundsätze für Werbung und Sponsoring,
24.	Angelegenheiten, die der Schulträger zur Beratung 

eingebracht hat,
25.	die Anzahl der Mitglieder für den Ganztagsaus-

schuss und dessen Zusammensetzung gemäß § 33 
Absatz 1.

(3) Beschlüsse der Schulkonferenz nach 
1.	 Absatz 1 Nummer 2,
2. 	 Absatz 2 Nummern 1, 3 und 23 
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch 
den Schulträger.

(4) Abweichend von Absatz 2 beschließt an Grund-
schulen die Schulkonferenz stets mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln ihrer anwesenden Mitglieder, mindes-
tens jedoch mit der Mehrheit ihrer stimmberechtigten 
Mitglieder. 

§ 30 Anhörungsrechte der Schulkonferenz. Die Schul-
konferenz ist rechtzeitig zu hören 
1.	 vor der Zusammenlegung, Teilung, Verlegung oder 

Schließung der Schule sowie zur Verlegung von 
Klassen oder Schulstufen an andere Schulen,

2. 	 vor größeren Um- oder Neubaumaßnahmen an der 
Schule,

3.	 vor Einrichtung einer an eine Stadtteilschule an-
gegliederten Grundschule,

4.	 vor Einführung einer gymnasialen Oberstufe an 
einer Stadtteilschule,

5. 	 vor Einführung eines Stadtteilschulzweigs am Gym-
nasium,

6.	 vor Festlegung der Grundsätze für die innerschuli-
sche Qualitätsentwicklung, 



72 � Kirchliches Amtsblatt · Erzbistum Hamburg, 31. Jahrgang, Nr. 7, 31.7.2025

7.	 vor Genehmigung von wissenschaftlichen For-
schungsvorhaben an der Schule,

8.	 vor der Namensgebung und der Einrichtung eines 
Patroziniums für eine Schule,

9. 	 im Rahmen des Findungsverfahrens nach § 61.

§ 31 Zusammensetzung der Schulkonferenz. (1) Die 
Schulkonferenz besteht aus der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter und an Schulen einschließlich der bei ihnen 
bestehenden Vorschulklassen 
1.	 mit bis zu 300 Schülerinnen und Schülern  

aus je drei,
2. 	 mit 301 bis 800 Schülerinnen und Schülern  

aus je vier, 
3. 	 mit über 800 Schülerinnen und Schülern aus je fünf 
gewählten Mitgliedern des Schülerrats, des Elternrats 
und der Lehrerkonferenz. Die vom Schülerrat gewähl-
ten Mitglieder müssen der Jahrgangsstufe 5 oder einer 
höheren Jahrgangsstufe angehören. Die nicht der Leh-
rerkonferenz angehörenden pädagogischen und nicht-
pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Schule wählen aus ihrer Mitte ein Mitglied. 

(2) Darüber hinaus gehört der Schulkonferenz eine Be-
auftragte oder ein Beauftragter der Schulpastoral mit 
beratender Stimme an. Diese oder dieser wird von der 
Lehrerkonferenz gewählt. Abweichend von Satz 1 ist die 
Vertreterin oder der Vertreter der Schulpastoral in den 
Fällen des § 29 Absatz 2 Nummern 19 und 21 stimm-
berechtigt.

(3) Vertreterinnen oder Vertreter des Schulträgers kön-
nen jederzeit an den Sitzungen der Schulkonferenz 
teilnehmen. Hierzu ist dem Schulträger die Einladung 
nebst Tagesordnung zur Kenntnisnahme rechtzeitig zu 
übersenden.

(4) Die in die Schulkonferenz zu wählenden Mitglieder 
werden innerhalb von zwei Monaten nach Beginn des 
Unterrichts im neuen Schuljahr für zwei Jahre gewählt. 
Außerdem ist die gleiche Anzahl von Ersatzmitgliedern 
zu wählen. Die Ersatzmitglieder der Schulkonferenz ver-
treten die ordentlichen Mitglieder, solange diese an der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben gehindert sind.

(5) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann sachkun-
dige Personen zu den Sitzungen hinzuziehen und von 
der Schulkonferenz anhören lassen; die Schulkonferenz 
kann der Schulleiterin oder dem Schulleiter hierzu ge-
eignete Vorschläge unterbreiten.

§ 32 Verfahrensgrundsätze der Schulkonferenz. (1) 
Den Vorsitz in der Schulkonferenz führt die Schullei-
terin oder der Schulleiter. Die Schulkonferenz wird von 
der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden mindestens 

zweimal im Schuljahr unter Mitteilung einer Tages-
ordnung mit einer Einladungsfrist von zwei Wochen in 
Textform einberufen. Auf Verlangen eines Drittels der 
Mitglieder muss innerhalb von zwei Wochen eine Sit-
zung unter Angabe der zu behandelnden Tagesordnung 
einberufen werden. 

(2) Die Schulkonferenz ist bei Anwesenheit der Mehr-
heit ihrer Mitglieder beschlussfähig. Ist oder wird sie 
beschlussunfähig, so kann sie frühestens zwei, längs-
tens zehn Tage später zu derselben Tagesordnung er-
neut einberufen werden und ist dann ohne Rücksicht 
auf die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer be-
schlussfähig. In Angelegenheiten, in denen eine zügige 
Entscheidung zu treffen ist und eine rechtzeitige Be-
schlussfassung der Schulkonferenz nicht herbeigeführt 
werden kann, ist die Schulleiterin oder der Schulleiter 
berechtigt, vorläufige Regelungen zu treffen. Macht die 
Schulleiterin oder der Schulleiter von diesem Recht Ge-
brauch, hat er die Schulkonferenz unverzüglich über die 
von ihm getroffenen Regelungen zu informieren. Eine 
entsprechende Beschlussfassung der Schulkonferenz ist 
binnen zwei Wochen nachzuholen.

(3) Die Sitzungen der Schulkonferenz sind schulöffent-
lich. In nicht öffentlicher Sitzung zu behandeln sind
1.	 Personalangelegenheiten,
2.	 sonstige Angelegenheiten, die der Natur der Sache 

entsprechend vertraulich zu behandeln sind; hierü-
ber entscheidet die Schulkonferenz.

(4) Über die Sitzung der Schulkonferenz ist ein Protokoll 
zu führen. Dieses ist dem Schulträger binnen zwei Wo-
chen nach der Sitzung zur Kenntnisnahme zuzuleiten.

§ 33 Ganztagsausschuss. (1) Zur Planung, Umsetzung 
und Begleitung der Ganztägigen Bildung und Betreu-
ung setzt die Schulkonferenz der jeweiligen Schule ei-
nen Ganztagsausschuss ein.

(2) Der Ganztagesausschuss berät über alle wichtigen 
Fragen der Ganztägigen Bildung und Betreuung und ist 
vor Entscheidungen der Schulkonferenz zu Fragen der 
Ganztägigen Bildung und Betreuung zu hören. Dazu 
unterrichtet die Schulleitung und bei entsprechender 
Beteiligung die Leitung des jeweiligen Trägers der Ju-
gendhilfe den Ganztagsausschuss über grundlegende 
Entwicklungen der Ganztägigen Bildung und Betreuung 
in der jeweiligen Schule. 

(3) Der Ganztagsausschuss kann Empfehlungen oder 
Beschlussvorschläge an die Schulkonferenz richten. 
Den Mitgliedern des Ganztagsausschusses ist Gelegen-
heit zu geben, die Empfehlung oder den Vorschlag in 
der Schulkonferenz zu erläutern. Die Ablehnung oder 



Kirchliches Amtsblatt · Erzbistum Hamburg, 31. Jahrgang, Nr. 7, 31.7.2025� 73

Abänderung der Empfehlung oder des Vorschlags des 
Ganztagsausschusses muss die Schulkonferenz gegen-
über dem Ganztagsausschuss begründen.

(4) Die Schulkonferenz bestimmt hinsichtlich der An-
zahl eine möglichst ausgeglichene Zusammensetzung 
des Ganztagesausschusses. Dabei muss aus jeder der 
unter den folgenden Ziffern aufgeführten Personen-
gruppen mindestens eine Person im Ganztagsausschuss 
vertreten sein:
1. 	 Schulleitung,
2. 	 Elternrat oder an Schulen mit Ganztägiger Bildung 

und Betreuung Elternausschuss, 
3. 	 Lehrerkonferenz, 
4. 	 an weiterführenden Schulen Schülerrat,
5. 	 Schulpastoral, 
6.	 an Schulen mit Ganztägiger Bildung und 

Betreuung, die mit einem Träger der Jugendhilfe 
kooperieren: ein oder mehrere Vertreterinnen oder 
Vertreter des Trägers der Jugendhilfe,

7.	 an Schulen mit durch das Erzbistum Hamburg 
erbrachter Ganztägiger Bildung und Betreuung: ein 
oder mehrere Vertreterinnen oder Vertreter der 
Ganztägigen Bildung und Betreuung.

(5) Die Mitglieder des Ganztagsausschusses werden in-
nerhalb von zwei Monaten nach Beginn des Unterrichts 
im neuen Schuljahr durch die jeweilige Personengruppe 
nach Absatz 4 für zwei Jahre entsandt. Außerdem ist die 
gleiche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu entsenden. Die 
Ersatzmitglieder des Ganztagsausschusses vertreten die 
ordentlichen Mitglieder, solange diese an der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben gehindert sind.

(6) Die vom Elternrat oder Elternausschuss zu entsen-
denden Mitglieder sollen vornehmlich Eltern sein, de-
ren Kinder am Ganztagsangebot teilnehmen.

(7) Die vom Schülerrat zu entsendenden Mitglieder 
müssen mindestens der Jahrgangsstufe 5 angehören. 

(8) Der Ganztagsausschuss soll mindestens einmal im 
Schulhalbjahr zusammentreten und tagt schulöffent-
lich. Jedes einzelne Mitglied hat das Recht, Tagesord-
nungspunkte anzumelden.

Dritter Abschnitt: Lehrerkonferenz

§ 34 Lehrerkonferenz. (1) Die Lehrerkonferenz ist das 
Beratungs- und Beschlussgremium der Lehrkräfte der 
Schule. Sie berät über die Gestaltung der Bildungs- und 
Erziehungsarbeit der Schule und entscheidet darüber 
nach Maßgabe dieses Gesetzes. Sie erstellt auf Verlan-
gen der Schulkonferenz die für Beschlüsse nach § 29 

Absatz 1 Nummer 1 notwendigen Vorlagen. Sie fördert 
die Zusammenarbeit der pädagogischen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter. Sie wählt aus ihrer Mitte ihre Ver-
treterinnen und Vertreter für die Schulkonferenz, den 
Vertrauensausschuss, den Ganztagsausschuss und den 
Findungsausschuss.

(2) Die Lehrerkonferenz beschließt insbesondere über 
1.	 Grundsätze der Unterrichtsgestaltung, der Unter-

richtsmethoden und der Leistungsbeurteilung 
sowie Verfahren zu deren Koordinierung und Aus-
wertung,

2.	 Grundsätze der Unterrichtsverteilung, der Auf-
sichts- und Vertretungsregelungen und der Über-
tragung dienstlicher Aufgaben an Lehrerinnen und 
Lehrer der Schule, 

3. 	 Grundsätze der Erziehung, Betreuung und Beratung 
an der Schule,

4. 	 Inhalt und Durchführung der schulinternen Lehrer-
fortbildung im Rahmen des Fortbildungskonzeptes 
der Schule und auf Grundlage der Vorgaben des 
Schulträgers,

5.	 die Verwendung der Haushaltsmittel im Rahmen 
der von der Schulkonferenz beschlossenen Grund-
sätze,

6.	 Aussagen zum Arbeits- und Sozialverhalten in 
Schülerzeugnissen im Rahmen der Vorgaben des 
Schulträgers.

§ 35 Zusammensetzung der Lehrerkonferenz, Sitzun­
gen. (1) Die Lehrerkonferenz besteht aus der Schul-
leiterin oder dem Schulleiter als Vorsitzender oder 
Vorsitzendem und dem an der Schule im Unterricht 
eingesetzten pädagogischen Personal. Darüber hinaus 
gehört der Lehrerkonferenz je ein Vertreter der Schul-
pastoral und ein Vertreter der Ganztagesbetreuung mit 
beratender Stimme an, der von der Lehrerkonferenz 
gewählt wird, soweit ein solcher nicht bereits Mitglied 
der Lehrerkonferenz ist. Stimmberechtigt ist, wer an der 
Schule regelmäßig mindestens sechs Wochenstunden 
selbstständig Unterricht erteilt, das sonstige pädagogi-
sche Personal, soweit es mit mindestens einem Viertel 
der Regelarbeitszeit an der Schule beschäftigt ist, sowie 
die Schulleiterin als Vorsitzende oder der Schulleiter als 
Vorsitzender. Die übrigen Mitglieder haben Rede- und 
Antragsrecht.

(2) Die Lehrerkonferenz wird von der Vorsitzenden 
oder dem Vorsitzenden unter Angabe einer Tagesord-
nung mit einer Frist von zwei Wochen einberufen. Sie 
muss einberufen werden, wenn ein Viertel der Mitglie-
der dies unter Angabe der zu behandelnden Tagesord-
nung verlangt. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Die 
Lehrerkonferenz kann zu ihren Sitzungen andere Perso-
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nen, insbesondere Vertreterinnen und Vertreter des El-
ternrates und der Schülervertretung, als Gäste einladen; 
Gäste nehmen beratend teil.

(3) Die nicht der Lehrerkonferenz angehörenden stimm-
berechtigten Mitglieder der Schulkonferenz haben das 
Recht, an den Sitzungen der Lehrerkonferenz mit be-
ratender Stimme teilzunehmen, soweit nicht Tages-
ordnungspunkte behandelt werden, die Personal- und 
Disziplinarangelegenheiten Einzelner betreffen.

(4) Vertreter des Schulträgers können jederzeit an den 
Sitzungen der Lehrerkonferenz teilnehmen; sie haben 
beratende Stimme. Hierzu ist dem Schulträger die Ein-
ladung nebst Tagesordnung zur Kenntnisnahme recht-
zeitig zu übersenden.

(5) Über die Sitzung der Lehrerkonferenz ist ein Proto-
koll zu führen. Dieses ist dem Schulträger binnen zwei 
Wochen nach der Sitzung zur Kenntnisnahme zuzulei-
ten.

§ 36 Abteilungskonferenzen, Fachkonferenzen. (1) 
An Schulen, die in Abteilungen oder Schulstufen ge-
gliedert sind, kann die Lehrerkonferenz ihre Befugnisse 
ganz oder teilweise auf Abteilungskonferenzen oder 
Schulstufen übertragen. Deren Vorsitz hat die jeweilige 
Abteilungs- oder Schulstufenleitung. Die Schulleite-
rin oder der Schulleiter, die jeweilige Abteilungs- oder 
Schulstufenleitung oder eine andere Abteilungskonfe-
renz können binnen einer Woche ab Beschlussfassung 
mit aufschiebender Wirkung gegen einen Beschluss 
einer Abteilungskonferenz die Lehrerkonferenz anrufen. 

(2) Die Lehrerkonferenz kann weitere Ausschüsse, ins-
besondere Fachkonferenzen, einsetzen und ihre Befug-
nisse ganz oder teilweise auf diese Ausschüsse übertra-
gen. 

(3) Mitglieder der Fachkonferenz sind die Lehrerinnen 
und Lehrer, die die Lehrbefähigung für das entsprechen-
de Fach besitzen oder darin unterrichten. Die Fachkon-
ferenz wählt aus ihrer Mitte eine Person für den Vorsitz. 
Je zwei Vertretungen der Eltern und der Schülerinnen 
und Schüler können als Mitglieder mit beratender 
Stimme teilnehmen. Die Schulkonferenz kann eine hö-
here Zahl von Vertretungen der Eltern beschließen.

(4) Die Fachkonferenz berät über alle das Fach oder die 
Fachrichtung betreffenden Angelegenheiten einschließ-
lich der Zusammenarbeit mit anderen Fächern. Sie trägt 
Verantwortung für die schulinterne Qualitätssicherung 
und -entwicklung der fachlichen Arbeit und berät über 
Ziele, Arbeitspläne, Evaluationsmaßnahmen und -er-
gebnisse und Rechenschaftslegung.

(5) Die Fachkonferenz entscheidet in ihrem Fach ins
besondere über
1.	 Grundsätze zur fachdidaktischen und fach

methodischen Arbeit,
2. 	 Grundsätze zur Leistungsbewertung,
3. 	 Vorschläge an die Lehrerkonferenz zur Einführung 

von Lernmitteln,
4. 	 Verwendung der Haushaltsmittel für das jeweilige 

Fach,
5. 	 Inhalte fachlicher Fortbildungen.
Die Fachkonferenzen tagen wenigstens zweimal pro 
Schuljahr; über die Konferenzen ist ein Protokoll anzu-
fertigen und der Schulleiterin oder dem Schulleiter vor-
zulegen.

§ 37 Vertrauensausschuss. An jeder Schule können die 
Mitglieder der Lehrerkonferenz alle zwei Jahre zu Beginn 
des Schuljahres in geheimer Abstimmung aus ihrer Mit-
te einen neben der Mitarbeitervertretung (MAV) be-
stehenden Vertrauensausschuss wählen. Der Vertrau-
ensausschuss besteht aus bis zu drei Mitgliedern. Die 
Mitgliedschaft im Vertrauensausschuss endet mit dem 
Ausscheiden aus der Lehrerkonferenz; in diesem Fall ist 
für die restliche Dauer der Amtszeit eine Nachwahl vor-
zunehmen. Der Vertrauensausschuss soll die kollegiale 
Zusammenarbeit fördern und die Schulleitung beraten 
und unterstützen. Der Vertrauensausschuss hat das 
Recht, kurzfristig von der Schulleiterin oder vom Schul-
leiter gehört zu werden.

Vierter Abschnitt: Klassenkonferenz und Zeugnis­
konferenz

§ 38 Klassenkonferenz. (1) Soweit Schülerinnen und 
Schüler in Klassen unterrichtet werden, sind Klassen-
konferenzen zu bilden. Die Klassenkonferenz berät über 
alle Angelegenheiten, die für die gemeinsame Arbeit in 
der Klasse von wesentlicher Bedeutung sind, insbeson-
dere über die fachliche und pädagogische Koordination 
der Fachlehrerinnen und Fachlehrer. Die Klassenkon-
ferenz entscheidet über die Bildungs- und Erziehungs-
arbeit der Klasse. Sie berät über den Leistungsstand der 
Schülerinnen und Schüler. Die Klassenkonferenz tagt 
mindestens zweimal im Schuljahr.

(2) Stimmberechtigte Mitglieder der Klassenkonferenz 
sind 
1.	 die Schulleiterin oder der Schulleiter, 
2. 	 die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer, 
3. 	 die Lehrerinnen und Lehrer, die alle Schülerinnen 

und Schüler einer Klasse unterrichten, 
4. 	 die beiden Klassenelternvertreterinnen oder Klas-

senelternvertreter, 
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5. 	 ab Jahrgangsstufe 4 die beiden Klassensprecherin-
nen oder Klassensprecher.

(3) Die Klassenkonferenz ist durch die Klassenlehrerin 
oder den Klassenlehrer unter Mitteilung einer Tages-
ordnung mit einer Einladungsfrist von zwei Wochen in 
Textform einzuberufen. Den Vorsitz in der Klassenkon-
ferenz hat die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer. 
Die Sitzung ist nicht öffentlich. 

(4) In Bereichen, in denen die Schülerinnen und Schüler 
nicht in Klassen unterrichtet werden, nimmt die Halb-
jahreskonferenz unter Mitwirkung der Schulstufen-
sprecherinnen und Schulstufensprecher die Aufgaben 
der Klassenkonferenz wahr. Für klassenübergreifende 
Angelegenheiten können mehrere Klassenkonferenzen 
durch Beschluss der Schulkonferenz zusammengelegt 
werden.

§ 39 Zeugniskonferenz. (1) Aufgaben der Zeugniskon-
ferenz sind die Beratung und Beschlussfassung über
1. 	 den Inhalt der Zeugnisse der Schülerinnen und 

Schüler sowie 
2. 	 die erforderlichen Empfehlungen und Feststellun-

gen zur weiteren Schullaufbahn in der besuchten 
Schule oder zum Übergang in eine andere Schulstu-
fe oder Schulform auf der Grundlage der Vorschlä-
ge der unterrichtenden Lehrerinnen und Lehrer. 

(2) Der Zeugniskonferenz gehören die Schulleiterin 
oder der Schulleiter als Vorsitzende oder Vorsitzender 
und die in der Klasse unterrichtenden Lehrkräfte an. 
Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann den Vorsitz 
generell oder im Einzelfall auf sie stellvertretende Schul-
leiterin oder den stellvertretenden Schulleiter oder eine 
Abteilungsleiterin oder einen Abteilungsleiter über-
tragen. Bei Entscheidungen über Angelegenheiten ein-
zelner Schülerinnen und Schüler sind neben dem Vor-
sitzenden nur die Lehrkräfte stimmberechtigt, die sie 
unterrichtet haben. Zu der Zeugniskonferenz sind alle 
zur Teilnahme Berechtigten mit angemessener Frist ein-
zuladen. 

(3) Den Klassenelternvertreterinnen und Klasseneltern-
vertretern und den Klassensprecherinnen und Klassen-
sprechern oder Schulstufensprecherinnen und Schul-
stufensprechern ist vor der abschließenden Beratung 
und Beschlussfassung über die Zeugnisse Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu allgemeinen Fragen der Zeugnis-
erteilung und der Entwicklung des Leistungsstands der 
Klasse zu geben. 

Fünfter Abschnitt: Klassensprecherinnen und 
Klassensprecher, Schulstufensprecherinnen und 
Schulstufensprecher

§ 40 Klassensprecherinnen und Klassensprecher, 
Schulstufensprecherinnen und Schulstufensprecher. 
(1) Die Schülerinnen und Schüler jeder Klasse wählen 
spätestens vier Wochen nach Beginn des Unterrichts 
im neuen Schuljahr für dessen Dauer in geheimer Wahl 
zwei gleichberechtigte Klassensprecherinnen oder Klas-
sensprecher sowie deren jeweilige Stellvertreterin oder 
jeweiligen Stellvertreter. Bestehen für eine Schulstufe 
keine Klassenverbände, so werden Schulstufenspreche-
rinnen oder Schulstufensprecher gewählt. In diesem 
Fall gelten jeweils 25 Schülerinnen und Schüler als eine 
Klasse.

(2) Wählbar sind alle Schülerinnen und Schüler der 
Klasse oder – wenn keine Klassenverbände bestehen – 
der Schulstufe.

(3) Die Klassensprecherinnen und Klassensprecher 
oder die Vertreterinnen und Vertreter der Schulstufe ab 
Jahrgangsstufe 4 sind Mitglieder der Klassen- oder der 
Schulstufenkonferenz und wirken in dieser Funktion 
an der Beratung und Beschlussfassung über alle Ange-
legenheiten mit, die für die gemeinsame Arbeit in der 
Klasse von wesentlicher Bedeutung sind. Sie vertreten 
die Schülerinnen und Schüler insbesondere in Fragen 
der Unterrichtsgestaltung und der Leistungsbeurtei-
lung sowie bei Konflikten in der Klasse.

§ 41 Bildung und Aufgaben des Schülerrats. (1) Die 
Klassensprecherinnen und Klassensprecher und Schul-
stufensprecherinnen und Schulstufensprecher bilden 
mit den gewählten Schülersprecherinnen und Schüler-
sprechern den Rat der Schülerinnen und Schüler (Schü-
lerrat) der Schule. 

(2) Für Schülerinnen und Schüler der Grundschulen 
sind durch Beschluss der Schulkonferenz alters- und 
entwicklungsgemäße Formen der Mitwirkung an der 
Gestaltung des Unterrichts, den Klassenkonferenzen 
und des Schullebens einzurichten, insbesondere in 
Form eines Kinderparlamentes. Sie erhalten mindestens 
einmal im Halbjahr Gelegenheit, ihre Anliegen in der 
Schulkonferenz vorzutragen. 

(3) Der Schülerrat wählt aus seiner Mitte seine Vertre-
terinnen und Vertreter im Kreisschülerrat und in der 
Schulkonferenz sowie deren Ersatzvertreterinnen und 
Ersatzvertreter. Als Vertreterinnen und Vertreter im 
Kreisschülerrat und in der Schulkonferenz können die-
selben Schülerinnen und Schüler gewählt werden.
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(4) Die Schülerinnen und Schüler wirken bei der Ver-
wirklichung der Bildungs- und Erziehungsziele durch 
den von ihnen gewählten Schülerrat mit. Der Schüler-
rat vertritt alle Schülerinnen und Schüler der Schule. 
Er wird bei seiner Arbeit von Lehrerinnen und Lehrern, 
Eltern und Schulleitung unterstützt. Die Schülervertre-
terinnen und Schülervertreter werden von den Schüle-
rinnen und Schülern gewählt.

(5) Zu den Aufgaben des Schülerrates gehören insbe-
sondere 
1.	 die Wahrnehmung der Interessen der Schülerinnen 

und Schüler bei der Gestaltung der Bildungs- und 
Erziehungsarbeit, 

2. 	 Förderung der fachlichen, kulturellen, sportlichen, 
politischen, religiösen und sozialen Interessen der 
Schülerinnen und Schüler, 

3. 	 Durchführung gemeinsamer Veranstaltungen, 
4. 	 die Übernahme von Ordnungsaufgaben, 
5. 	 Stärkung der Mitverantwortung aller Schülerinnen 

und Schüler für die Einhaltung der Schul- oder 
Hausordnung und 

6. 	 Mithilfe bei der Lösung von Konfliktfällen.

(6) Zu den Rechten des Schülerrates gehört es, 
1. 	 in allen ihn betreffenden Angelegenheiten 

durch die Schule informiert zu werden 
(Informationsrecht),

2. 	 Wünsche und Anregungen aus der Schüler-
schaft an die Mitwirkungsgremien zu übermitteln 
(Anregungs- und Vorschlagsrecht), 

3. 	 Anträge an die Schulkonferenz zu stellen 
(Antragsrecht), 

4. 	 auf Antrag einer Schülerin oder eines Schülers Hilfe 
zu geben und zu vermitteln, wenn sie oder er der 
begründeten Auffassung ist, es sei ihr oder ihm 
Unrecht geschehen (Vermittlungsrecht), 

5. 	 Beschwerden allgemeiner Art bei Lehr
kräften oder bei der Schulleitung vorzubringen 
(Beschwerderecht), 

6. 	 bei der Erstellung und Durchführung der Haus- 
oder Schulordnung sowie der Organisation und 
Betreuung von besonderen Veranstaltungen 
mitzuwirken und 

7. 	 sich im Rahmen dieses Gesetzes eine Geschäfts
ordnung zu geben. 

(7) Dem Schülerrat ist Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben 
1. 	 vor Beschlüssen der Schulkonferenz gemäß § 29 

Absatz 1 sowie § 29 Absatz 2 Nr. 1, 2, 4 bis 6, 8 bis 
10, 12, 15 bis 19, 21 und 25,

2. 	 zu jahrgangsübergreifenden Veränderungen der 
Unterrichtsgestaltung und der Leistungsbeurteilung 
in der Schule.

(8) Der Schülerrat darf zur Deckung seiner Kosten 
freiwillige Beiträge erheben und Spenden annehmen, 
wenn diese frei von Auflagen und Bedingungen sind. 
Die Schulkonferenz stellt dem Schülerrat aus den der 
Schule zur Verfügung stehenden Mitteln einen festen 
Betrag für die Durchführung schulbezogener Veranstal-
tungen zur Verfügung. Über Herkunft und Verwendung 
der Mittel ist den Schülerinnen und Schülern sowie der 
Schulkonferenz auf Verlangen Rechnung zu legen.

(9) Der Schülerrat wählt jährlich aus den stimmberech-
tigten Mitgliedern der Lehrerkonferenz für die Dauer 
des Schuljahres bis zu zwei Verbindungslehrerinnen 
oder Verbindungslehrer, die die Verbindung zwischen 
Schülerrat, Lehrerkonferenz und Schulleitung fördern 
sollen. Die Verbindungslehrerinnen oder Verbindungs-
lehrer nehmen an den Sitzungen des Schülerrats und 
den Schülervollversammlungen beratend teil. Der 
Schülerrat kann mit der Mehrheit von drei Vierteln sei-
ner Mitglieder die Verbindungslehrerin oder den Ver-
bindungslehrer abwählen.

(10) Die Mitgliedschaft im Schülerrat endet vorzeitig, 
sobald die Schülerinnen und Schüler aus der Klasse, der 
Schulstufe oder der Schule ausscheiden, für die sie ge-
wählt wurden.

§ 42 Schülersprecherinnen und Schülersprecher. (1) 
Soweit nach § 41 Absatz 1 ein Schülerrat zu bilden ist, 
wählen die Schülerinnen und Schüler der Schule von 
der dritten Klasse an spätestens vier Wochen nach 
Beginn des Unterrichts eines neuen Schuljahres in ge-
heimer Abstimmung aus ihrer Mitte für die Dauer von 
einem Schuljahr an Grundschulen und zwei Schuljah-
ren an weiterführenden Schulen eine Schülersprecherin 
oder einen Schülersprecher und zwei stellvertretende 
Schülersprecherinnen oder Schülersprecher. Abwei-
chend von Satz 1 kann auch eine aus höchstens neun 
Personen bestehende Schülersprechergruppe gewählt 
werden. 

(2) Scheiden Schülersprecherinnen oder Schülerspre-
cher vorzeitig aus ihrem Amt aus, wird für den Rest der 
Amtsperiode ein neues Mitglied nachgewählt.

(3) Die Schülersprecherin oder der Schülersprecher 
vertritt im Rahmen der Beschlüsse des Schülerrats die 
Schülerinnen und Schüler gegenüber Schulleitung, Leh-
rerkonferenz, Elternrat, Schulkonferenz.
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§ 43 Sitzungen des Schülerrates, Vollversammlungen. 
(1) Der Schülerrat wird von den Schülersprecherinnen 
und Schülersprechern einberufen. Er kann für seine Sit-
zungen bis zu zwanzig Unterrichtsstunden pro Schul-
jahr in Anspruch nehmen. Die Terminierung der Sitzun-
gen soll in Abstimmung mit der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter erfolgen. 

(2) Auf Verlangen eines Viertels der Mitglieder oder auf 
Verlangen der Schulleiterin oder des Schulleiters hat 
binnen zwei Wochen eine Sitzung stattzufinden. An 
Sitzungen, die auf Verlangen der Schulleiterin oder des 
Schulleiters einberufen wurden, hat sie oder er teilzu-
nehmen. 

(3) Der Schülerrat oder die Schülersprecherinnen oder 
Schülersprecher können bis zu zehn Unterrichtsstun-
den pro Schuljahr für Vollversammlungen aller Schüle-
rinnen und Schüler in Anspruch nehmen. Sie haben das 
Recht zur Abhaltung weiterer Versammlungen außer-
halb der Unterrichtszeit. Die Schülerinnen und Schüler 
können auf diesen Versammlungen Empfehlungen an 
den Schülerrat beschließen. Die Schulleiterin oder der 
Schulleiter muss, die Lehrkräfte und die Vorsitzende 
oder der Vorsitzende des Elternrats können zu allen 
Versammlungen eingeladen werden.

§ 44 Gesamtschülervertretung. (1) Es wird eine 
Gesamtschülervertretung gebildet. Diese besteht aus:
1. 	 den jeweiligen Schülersprecherinnen und Schüler-

sprechern oder deren Stellvertreterinnen und Stell-
vertretern (§ 42), 

2.  	je einer weiteren vom Schülerrat (§ 41) aus seiner 
Mitte gewählten Vertreterin oder je eines weiteren 
vom Schülerrat (§ 41) aus seiner Mitte gewählten 
Vertreters. 

Jedes Mitglied der Gesamtschülervertretung hat eine 
Stimme. An den Sitzungen der Gesamtschülerver-
tretung nimmt eine Vertreterin oder ein Vertreter des 
Schulträgers teil. Auf Verlangen der Mehrheit der Ge-
samtschülervertretung sind Verbindungslehrerinnen 
oder -lehrer zu den Sitzungen hinzuzuziehen.

(2) Besteht an einer Schule eine Schülersprechergrup-
pe nach § 42 Absatz 1 Satz 2, ist Mitglied der Gesamt-
schülervertretung eine aus der Schülersprechergruppe 
aus ihrer Mitte gewählte Vertreterin oder ein gewählter 
Vertreter oder deren Stellvertreterin oder Stellvertreter.

(3) Zu den Aufgaben der Gesamtschülervertretung 
gehören insbesondere
1. 	 die Pflege des Kontakts und der regelmäßige 

Austausch zwischen den Schülerschaften der 
katholischen Schulen,

2. 	 die Beratung konzeptioneller, pädagogischer und 
schulorganisatorischer Fragestellungen des katholi-
schen Schulwesens auf schulübergreifender Ebene,

3. 	 die Vertretung der katholischen Schülerschaft in 
der Öffentlichkeit.

4.	 die Evaluation der schulischen Gremien gemäß § 76.

(4) Die konstituierende Sitzung der Gesamtschülerver-
tretung erfolgt spätestens acht Wochen nach Schul-
jahresbeginn auf Einladung des Schulträgers. Die Einla-
dungsfrist beträgt zwei Wochen. Die Einladung erfolgt 
schriftlich unter Angabe der Tagesordnung.

(5) Die Gesamtschülervertretung wählt im Rahmen der 
konstituierenden Sitzung mehrheitlich eine Spreche-
rin oder einen Sprecher und eine Stellvertreterin oder 
einen Stellvertreter. Wiederwahl ist möglich. Die Auf-
gaben der Sprecherinnen und Sprecher der Gesamt
schülervertretung sind insbesondere
1. 	 die Vorbereitung und Durchführung der mindes-

tens zweimal jährlich stattfindenden Sitzungen der 
Gesamtschülervertretung und deren Leitung,

2.	 die Vertretung der Beratungsergebnisse und Anlie-
gen der Gesamtschülervertretung gegenüber dem 
Schulträger und der Öffentlichkeit. 

Abweichend von Satz 1 kann auch ein aus höchstens 
fünf Personen bestehendes Sprecherteam gewählt wer-
den. 

(6) Die Einladungsfrist zu den Sitzungen beträgt zwei 
Wochen. Die Einladung erfolgt schriftlich unter Angabe 
der Tagesordnung.

(7) Zur Wahrnehmung der Aufgaben der Gesamtschü-
lervertretung informiert der Schulträger zweimal im 
Schuljahr die Gesamtschülervertretung über die Ent-
wicklung des katholischen Schulwesens im Erzbistum 
Hamburg. Der Schulträger weist der Gesamtschülerver-
tretung ein jährliches Budget zu. 

(8) Die Vertreterinnen und Vertreter der Grundschulen 
und der weiterführenden Schulen treten in getrennten 
Ausschüssen zusammen. Gemeinsame Sitzungen sind 
auf Antrag des Schulträgers oder auf Antrag von min-
destens einem Drittel der jeweiligen Ausschussmitglie-
der möglich. Aus dem Ausschuss der weiterführenden 
Schulen nimmt eine Person an den Sitzungen des Aus-
schusses der Grundschulen ohne Stimmrecht teil.
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Sechster Abschnitt: Mitwirkung von Eltern

§ 45 Träger der Elternrechte, Wahlberechtigung und 
Wählbarkeit. (1) Die Rechte und Pflichten der Eltern 
nach diesem Gesetz nehmen wahr:
1.	 die nach bürgerlichem Recht für die Person des 

Kindes Sorgeberechtigten,
2.	 anstelle der oder neben den Personensorgeberech-

tigten diejenigen, denen die Erziehung des Kindes 
mit Einverständnis der Personensorgeberechtigten 
anvertraut oder mitanvertraut ist; das Einverständ-
nis ist der Schule schriftlich nachzuweisen.

(2) Wahlberechtigt und wählbar sind alle Eltern. Stimm-
berechtigte Mitglieder der Lehrerkonferenz dürfen an 
der Schule, an der sie tätig sind, nicht zu Klasseneltern-
vertreterinnen oder Klassenelternvertretern oder zu 
Mitgliedern des Elternrats gewählt werden. 

(3) Das Amt der Elternvertreterinnen und Elternvertre-
ter endet vorzeitig, sobald keines ihrer Kinder mehr die 
Klasse, Schulstufe oder Schule besucht, für die sie ge-
wählt wurden, oder sobald sie das Personensorgerecht 
verlieren. Wird das Kind des Mitglieds eines Elternrats 
während dessen Amtszeit volljährig, so endet das Recht 
zur Ausübung des Amtes abweichend von Satz 1 erst 
mit Ablauf des Schulhalbjahres, für die das Mitglied ge-
wählt worden ist.

§ 46 Wahl der Klassenelternvertretung. (1) Die Eltern 
der Schülerinnen und Schüler der einzelnen Schulklas-
sen einschließlich der Vorschulklassen wählen spätes-
tens vier Wochen nach Beginn des Unterrichts eines 
neuen Schuljahres auf einem Elternabend zwei Klassen-
elternvertreterinnen oder Klassenelternvertreter (Klas-
senelternvertretung). In einem zweiten Wahlgang sind 
zwei Ersatzpersonen zu wählen. 

(2) Die Eltern haben für jedes ihrer Kinder zwei Stim-
men. Dies gilt auch, wenn nur ein Elternteil anwesend 
ist. Die Stimmen können getrennt abgegeben werden. 
Gewählt sind die Eltern, die die meisten Stimmen erhal-
ten haben und die Wahl annehmen.

§ 47 Aufgaben der Klassenelternvertretung. (1) Die 
Klassenelternvertreterinnen und Klassenelternvertreter 
sind Mitglieder der Klassenkonferenz und wirken in die-
ser Funktion an der Beratung über alle Angelegenheiten 
mit, die für die gemeinsame Arbeit in der Klasse von 
wesentlicher Bedeutung sind. Sie haben insbesondere 
die Aufgabe, 
1.	 die Interessen der Eltern der Klasse ihres jeweiligen 

Kindes gegenüber der Klassen- und der Schul
leitung zu vertreten,

2.	 die Beziehungen der Eltern einer Klasse oder – 
wenn keine Klassenverbände bestehen – einer 
Schulstufe untereinander und mit den jeweiligen 
Lehrkräften zu pflegen, 

3. 	 bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einzelnen 
Eltern und Lehrkräften zu vermitteln, 

4. 	 die Eltern über aktuelle Fragen der Schule zu 
informieren, 

5. 	 den Elternrat zu wählen, 
6.	 die Schule und die Lehrerinnen und Lehrer bei der 

Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrags zu 
unterstützen.

(2) Der Schulträger hat die Klassenelternvertretung 
wenigstens sechs Wochen vor der Zusammenlegung 
und Teilung der von ihren Kindern besuchten Klassen 
und Schulstufen oder deren Verlegung an andere 
Schulen anzuhören. 

(3) Die in der Klasse unterrichtenden Lehrkräfte ertei-
len den Mitgliedern der Klassenelternvertretung die zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte.

§ 48 Klassenelternversammlungen; Schulstufen­
elternversammlungen. (1) Auf Klassen- oder Schul-
stufenelternversammlungen, die mindestens zweimal 
im Schuljahr, im Übrigen auf Verlangen der Klassen- 
oder Schulstufenelternvertretung oder eines Viertels 
der Eltern stattfinden, beraten die Eltern mit den in der 
Klasse unterrichtenden Lehrkräften, insbesondere der 
Klassenlehrerin oder dem Klassenlehrer oder der Schul-
stufenleitung, wichtige Fragen des Unterrichts und der 
Erziehung.

(2) Die Klassen- oder Schulstufenelternversammlungen 
werden in Abstimmung mit der Klassen- oder Schul-
stufenelternvertretung von der Klassenlehrerin oder 
dem Klassenlehrer oder der Schulstufenleitung mit 
einer Frist von wenigstens einer Woche einberufen. 
Die Leitung übernimmt ein Mitglied der Klassen- oder 
Schulstufenelternvertretung, nach Absprache auch ge-
meinsam mit der Klassenlehrerin oder dem Klassen-
lehrer oder der Schulstufenleitung. Solange die Klas-
sen- oder Schulstufenelternvertretung nicht gewählt ist, 
leitet die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer oder 
die Schulstufenleitung die Klassen- oder Schulstufen-
elternversammlung. Auf Verlangen der Klassen- oder 
Schulstufenelternvertretung sollen weitere Lehrkräfte 
teilnehmen. Die Klassensprecherinnen und Klassen-
sprecher oder die Schulstufensprecherinnen und 
Schulstufensprecher können, wenn sie dem Schülerrat 
angehören, an den Klassen- oder Schulstufenelternver-
sammlungen teilnehmen. Im Einvernehmen zwischen 
der Klassenlehrerin oder dem Klassenlehrer oder der 
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Schulstufenleitung und der Klassen- oder Schulstufen-
elternvertretung können weitere Schülerinnen und 
Schüler der Klasse oder Schulstufe eingeladen werden. 

(3) Die Klassenelternvertretung oder die Schulstufen
elternvertretung kann Klassenelternversammlungen 
oder Schulstufenelternversammlungen ohne Teilnahme 
von Lehrkräften und Schülerinnen und Schülern durch-
führen.

§ 49 Elternrat. An den Schulen ist ein Elternrat zu bilden.

§ 50 Zusammensetzung und Wahl des Elternrats. 
(1) Im Elternrat soll jede Schulstufe vertreten sein. An 
Stadtteilschulen, an die eine Grundschule angegliedert 
ist, müssen die Grundschule und die Stadtteilschule 
jeweils von mindestens einem Drittel der gewähl-
ten Elternratsmitglieder vertreten sein. Der Elternrat 
besteht an Schulen
1. 	 mit bis zu 26 Klassen aus neun,
2. 	 mit mehr als 26 Klassen aus zwölf
Vertreterinnen und Vertretern der Eltern.
Bei Schulen mit 36 oder mehr Klassen beträgt die Zahl 
der Vertreterinnen und Vertreter der Eltern 15 Perso-
nen; diese Zahl erhöht sich um jeweils drei je 9 weiterer 
Klassen.

(2) Die Mitglieder des Elternrats werden spätestens 
sechs Wochen nach Beginn des Unterrichts eines neuen 
Schuljahres von der Versammlung der Klasseneltern-
vertreterinnen und Klassenelternvertreter gewählt. 
Bei Verhinderung einer Elternvertreterin oder eines 
Elternvertreters kann die für sie oder ihn gewählte Er-
satzperson das Stimmrecht ausüben. In einem zweiten 
Wahlgang sind mindestens zwei Ersatzmitglieder für 
die Dauer eines Jahres zu wählen. Die Leitung der Ver-
sammlung obliegt der Vorsitzenden oder dem Vorsit-
zenden des Elternrats, solange diese oder dieser noch 
nicht bestimmt ist, der Schulleiterin oder dem Schul-
leiter. Bei Schulen mit weniger als sechs Klassen erfolgt 
die Wahl des Elternrates durch eine Versammlung aller 
Eltern der Schule.

(3) Die Mitglieder des Elternrats werden für drei Jahre 
gewählt. Jedes Jahr scheidet ein Drittel, der Mitglieder 
aus. Die ausgeschiedenen Mitglieder werden durch 
Neuwahlen ersetzt. Eine Wiederwahl ist zulässig. Bei 
der Erst- oder Neubildung des Elternrats wird in drei 
getrennten Wahlgängen je ein Drittel der Mitglieder 
für ein Jahr, für zwei Jahre und für drei Jahre gewählt. 
Scheiden Mitglieder des Elternrats vorzeitig aus ihrem 
Amt aus, wird für den Rest der Amtsperiode ein neues 
Mitglied nachgewählt.

(4) Der Elternrat ist aufgelöst, wenn 
1.	 mehr als die Hälfte der Mitglieder das Amt 

gleichzeitig niederlegt oder 
2. 	 die Schule geteilt, mit einer anderen zusammen

gelegt oder geschlossen wird.

§ 51 Aufgaben des Elternrats. (1) Der Elternrat soll ins-
besondere
1.	 die Eltern oder die Klassenelternvertretungen über 

aktuelle Schulfragen und vor wichtigen Entschei-
dungen der Schulkonferenz zu informieren; er kann 
dazu Versammlungen der Klassenelternvertretun-
gen einberufen,

2. 	 mit der Schulleitung, den Lehrkräften und dem 
Schülerrat bei der Erfüllung des Bildungs- und Er-
ziehungsauftrags der Schule zusammenwirken,

3. 	 sich in der Öffentlichkeit, im Rahmen der von der 
Schulkonferenz vorgegebenen Grundsätze für die 
Belange der Schule einsetzen, vornehmlich in den 
Kirchengemeinden für die Bedeutung der katholi-
schen Schulen.

(2) Dem Elternrat ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben vor 
1.	 Beschlüssen der Schulkonferenz gemäß § 29 Ab-

satz 1 sowie § 29 Absatz 2 Nr. 1 bis 6, 8 bis 12, 15 bis 
19, 21, 23 und 25,

2. 	 der Zusammenlegung und Teilung von Klassen 
und Schulstufen oder deren Verlegung an andere 
Schulen.

(3) Elternrat und Klassenelternvertretung sollen einan-
der in der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unterstützen. 
Die Vorsitzende oder der Vorsitzende oder einzelne 
vom Elternrat beauftragte Mitglieder sind berechtigt, 
an Klassen- oder Schulstufenelternversammlungen teil-
zunehmen.

§ 52 Verfahrensgrundsätze. (1) Der Elternrat wählt 
in der ersten Sitzung des Schuljahres aus seiner Mitte 
für die Dauer eines Jahres eine Vorsitzende oder einen 
Vorsitzenden, deren Stellvertreterin oder Stellvertre-
ter sowie eine Schriftführerin oder einen Schriftführer. 
Diese Personen können auch einen gleichberechtigten 
Vorstand bilden. 

(2) Der Elternrat wird von seiner oder seinem Vorsitzen-
den einberufen; im Verhinderungsfall beruft die Stell-
vertreterin oder der Stellvertreter den Elternrat ein, bei 
deren oder dessen Verhinderung die Schulleitung. Auf 
Verlangen eines Viertels der Mitglieder oder auf Verlan-
gen der Schulleiterin oder des Schulleiters muss binnen 
zwei Wochen eine Sitzung stattfinden. 
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(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter oder deren 
Stellvertreterin oder deren Stellvertreter sollen an den 
Sitzungen teilnehmen. Die Ersatzmitglieder und die 
Klassenelternvertreterinnen und Klassenelternvertreter 
sind zur Teilnahme berechtigt. Dritte können zu den 
Sitzungen beratend hinzugezogen werden. Der Eltern-
rat kann beschließen, schulöffentlich zu tagen. 

(4) Der Elternrat kann in Ausnahmefällen ganz oder 
teilweise ohne die Schulleitung tagen. 

(5) Der Elternrat ist beschlussfähig, wenn die Mehrzahl 
seiner Mitglieder anwesend ist. Er kann zur Vorberei-
tung seiner Beschlüsse Ausschüsse einsetzen, denen 
auch Mitglieder des Schülerrats, Lehrkräfte und Eltern 
angehören können. 

(6) Schulleitung und Lehrkräfte erteilen dem Elternrat 
die für seine Aufgabenwahrnehmung erforderlichen 
Auskünfte. 

(7) Der Elternrat beruft wenigstens einmal jährlich eine 
Versammlung der Klassenelternvertreterinnen und 
Klassenelternvertreter ein, um über seine Tätigkeit zu 
berichten und Fragen des Schullebens zu erörtern. Die 
Schulleiterin oder der Schulleiter muss, die Lehrkräfte 
und die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Schü-
lerrats können zu allen Versammlungen eingeladen 
werden.

(8) Der Elternrat wählt aus seiner Mitte die Mitglieder 
für die Schulkonferenz, die Gesamtelternvertretung ge-
mäß § 53 sowie deren jeweilige Ersatzvertreterinnen 
und Ersatzvertreter. 

§ 53 Gesamtelternvertretung. (1) Es wird eine Ge-
samtelternvertretung gebildet. Diese besteht aus den 
Vorsitzenden der Elternräte (§§ 51 und 52). Die stellver-
tretenden Vorsitzenden der Elternräte können an den 
Sitzungen teilnehmen. An den Sitzungen der Gesamt-
elternvertretung nimmt eine Vertreterin oder ein Ver-
treter des Schulträgers teil. 

(2) Die Gesamtelternvertretung kann in Ausnahmefäl-
len ganz oder teilweise ohne den Vertreter des Schul-
trägers tagen. 

(3) Zu den Aufgaben der Gesamtelternvertretung gehö-
ren insbesondere
1. 	 die Pflege des Kontakts und der regelmäßige Aus-

tausch zwischen den Elternräten der jeweiligen 
Schulen,

2.	 die Beratung konzeptioneller, pädagogischer und 
schulorganisatorischer Fragestellungen des katholi-
schen Schulwesens auf schulübergreifender Ebene,

3. 	 die Vertretung der Interessen und Anliegen der 
Elternschaft der katholischen Schulen im Verhältnis 
zum Schulträger,

4.	 die Vertretung der Elternschaft der katholischen 
Schulen in der Öffentlichkeit,

5.	 die Evaluation der schulischen Gremien gemäß § 76.

(4) Die konstituierende Sitzung der Gesamtelternver-
tretung erfolgt spätestens acht Wochen nach Schuljah-
resbeginn auf gemeinsame Einladung des Schulträgers 
mit dem Sprecherteam der Gesamtelternvertretung des 
vorangehenden Schuljahres. Die Einladungsfrist beträgt 
zwei Wochen. Die Einladung erfolgt schriftlich unter 
Angabe der Tagesordnung.

(5) Die Gesamtelternvertretung wählt auf der konsti-
tuierenden Sitzung für die Dauer eines Schuljahres ein 
aus mindestens drei und höchstens fünf Personen be-
stehendes Sprecherteam. Wiederwahl ist möglich. Die 
Aufgaben der Sprecherinnen und Sprecher der Gesamt-
elternvertretung sind insbesondere
1.	 die Vorbereitung und Leitung der mindestens zwei-

mal jährlich stattfindenden Sitzungen der Gesamt-
elternvertretung,

2.  	die Vertretung der Beratungsergebnisse und An-
liegen der Gesamtelternvertretung gegenüber dem 
Schulträger und der Öffentlichkeit. 

(6) Die Einladungsfrist zu den Sitzungen beträgt zwei 
Wochen. Die Einladung erfolgt schriftlich unter Angabe 
der Tagesordnung.

(7) Zur Wahrnehmung der Aufgaben der Gesamteltern-
vertretung informiert der Schulträger diese über die 
Entwicklung des katholischen Schulwesens im Erzbis-
tum Hamburg, insbesondere bei Vorhaben zur inneren 
und äußeren Schulentwicklung, zur Veränderung der 
Schulorganisation oder zu Schulversuchen.

(8) Der Schulträger informiert die Gesamtelternver-
tretung spätestens zum Ende des ersten Schulhalbjah-
res über die wirtschaftliche Situation der katholischen 
Schulen, deren Haushalt und die Verwendung der Mit-
tel aus dem Aufkommen des Schulgeldes. Der Gesamt-
elternvertretung steht in diesem Zusammenhang das 
Recht auf Beratung des Schulträgers bei Änderungen 
des Schulgeldes und des Verwendungsverfahrens zu, 
insbesondere durch die Möglichkeit der Stellungnah-
me. Der Schulträger weist der Gesamtelternvertretung 
ein jährliches Budget zu.
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Siebter Abschnitt: Schulbeirat

§ 54 Schulbeirat. (1) Für die diesem Gesetz unterfallen-
den katholischen Schulen im Erzbistum Hamburg wird 
ein Schulbeirat gebildet. 

(2) Der Schulbeirat dient der vertrauensvollen Zusam-
menarbeit zwischen den am katholischen Schulwesen 
unmittelbar beteiligten Gruppen und dem Schulträger. 
Die Aufgabe des Schulbeirates ist es, im Sinne der in 
diesem Gesetz formulierten Zielsetzung die gemeinsa-
men Anliegen der katholischen Schulen zu fördern. Der 
Schulbeirat kann zu allen Grundsatzfragen des katho-
lischen Schulwesens Stellung nehmen, Empfehlungen 
abgegeben und berät den Schulträger bei grundlegen-
den Änderungen des Schulwesens, insbesondere bei 
schulübergreifenden Vorhaben zur inneren und äuße-
ren Schulentwicklung. Dabei sind die Mitglieder des 
Schulbeirates vom Schulträger über wichtige Vorhaben 
von schulübergreifender Tragweite, insbesondere bei 
der Änderung der Schulorganisation und bei Schulver-
suchen rechtzeitig zu informieren. 

(3) Der Schulbeirat besteht aus jeweils drei aus ihrer je-
weiligen Mitte für die Dauer von zwei Schuljahren zu 
wählenden stimmberechtigten Mitgliedern aus dem 
Bereich der
a)	 Schulleiterinnen oder Schulleiter, 
b)	 Gesamtmitarbeitervertretung, 
c)	 Gesamtelternvertretung sowie 
d)	 der Gesamtschülervertretung.
Darüber hinaus gehört dem Schulbeirat eine Vertreterin 
oder ein Vertreter des Erzbischöflichen Generalvikaria-
tes als Vorsitzende oder Vorsitzender ohne Stimmrecht 
an, die oder der vom Erzbischöflichen Generalvikar in 
den Schulbeirat entsendet wird.

(4) Scheidet ein Mitglied des Schulbeirats vorzeitig aus 
seinem Amt aus, wird für den Rest der Amtszeit ein 
neues Mitglied nachgewählt.

(5) Der Schulbeirat kann weitere sachkundige Personen 
zu den Sitzungen beratend hinzuziehen.

(6) Die Mitglieder des Schulbeirates treten mindestens 
einmal jährlich auf Einladung der oder des Vorsitzenden 
zusammen. Der Schulbeirat wird durch den Vorsitzen-
den unter Mitteilung einer Tagesordnung mit einer Frist 
von mindestens zwei Wochen in Textform einberufen. 
Darüber hinaus sind Sitzungen auf Antrag von mindes-
tens vier Mitgliedern des Schulbeirates einzuberufen.

(7) Empfehlungen des Schulbeirats bedürfen der Zwei-
drittelmehrheit seiner stimmberechtigten Mitglieder.

(8) Der Schulbeirat kann sich eine eigene Geschäfts-
ordnung geben. Diese bedarf der Zustimmung der ein-
fachen Mehrheit seiner stimmberechtigten Mitglieder.

Fünfter Teil. Schulverwaltung

Erster Abschnitt: Grundlagen

§ 55 Schulaufsicht. (1) Die diesem Gesetz unterfal-
lenden katholischen Schulen stehen unter der Verant-
wortung des Erzbischofs von Hamburg; ihm steht das 
Aufsichtsrecht (can. 806 § 1 CIC) zu, unbeschadet der 
Rechte der staatlichen Schulaufsichtsbehörde. Das Erz-
bischöfliche Generalvikariat nimmt die Aufsicht für den 
Erzbischof von Hamburg wahr.

(2) Im Rahmen der Aufsicht berät und unterstützt die 
Schulaufsicht die Schulen in der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben.

§ 56 Schulinspektion und Visitationsrecht. (1) Die 
katholischen Schulen nehmen an der Gemeinsamen 
Katholischen Schulinspektion nach Maßgabe der 
getroffenen interdiözesanen Vereinbarungen der be-
teiligten kirchlichen Schulträger teil. Schulinspektorin-
nen und Schulinspektoren sind in der Bewertung der 
Qualität einzelner Schulen an Weisungen nicht gebun-
den. Durch die Schulinspektion wird schulübergreifend 
und vergleichend der Erfolg der pädagogischen Arbeit 
geprüft.

(2) Das Visitationsrecht des Erzbischofs von Hamburg 
(can. 806 § 1 CIC) bleibt unberührt. 

Zweiter Abschnitt: Lehrerinnen und Lehrer, Schul­
leitung

§ 57 Stellung der Lehrerinnen und Lehrer. (1) Lehrerin 
oder Lehrer im Sinne dieses Gesetzes ist, wer an einer 
Schule selbständig Unterricht erteilt. 

(2) Von allen Lehrerinnen und Lehrern wird die Iden-
tifikation mit den Zielen und Werten der katholischen 
Schulen erwartet. Sie müssen bereit und fähig sein, die 
besondere Zielsetzung der katholischen Schulen mitzu-
verwirklichen.

(3) Die Lehrerinnen und Lehrer unterrichten, erziehen, 
beraten und betreuen in eigener Verantwortung im 
Rahmen der Ziele und Grundsätze der §§ 1 bis 5 sowie 
der sonstigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
und der Beschlüsse der Schulkonferenz und der Lehrer-
konferenz. 
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(4) Die Lehrerinnen und Lehrer sind verpflichtet, die 
schulische Gemeinschaft durch fachliche und pädago-
gische Kooperation zu fördern. Sie stimmen ihre päda-
gogische Arbeit in Jahrgangsteams ab.

(5) Die Rechte und Pflichten der Lehrerinnen und Leh-
rer bestimmen sich nach dem geltenden kirchlichen Ar-
beits- und Dienstrecht. 

(6) Nach Maßgabe von Absatz 5 bilden sich Lehrerin-
nen und Lehrer regelmäßig zur Erhaltung und weiteren 
Entwicklung ihrer Unterrichts- und Erziehungsfähigkeit 
fort und nehmen an Fortbildungsmaßnahmen auch in 
der unterrichtsfreien Zeit teil.

(7) An der Erziehung und dem Unterricht in der Schule 
können geeignete Personen ohne pädagogische Spe-
zialausbildung, insbesondere die Eltern der Schülerin-
nen und Schüler, für bestimmte Phasen des Unterrichts 
oder zeitlich begrenzte schulische Angebote mitwirken.  

§ 58 Aufgaben der Schulleiterin oder des Schulleiters 
(Schulleitung). (1) Die Schulleiterin oder der Schullei-
ter leitet die Schule im Rahmen der geltenden Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften, der Anordnungen des 
Schulträgers sowie der Beschlüsse der Schulkonferenz 
und der Lehrerkonferenz und ist verantwortlich für die 
ordnungsgemäße Durchführung der Unterrichts-, Er-
ziehungs- und Verwaltungsarbeit. 

(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat unter der 
Aufsicht des Erzbischofs von Hamburg dafür zu sorgen, 
dass die Ausbildung, die den Schülerinnen und Schü-
lern, wenigstens auf gleicher Höhe wie in den staat-
lichen Schulen auf dem Gebiet der Freien und Hanse-
stadt Hamburg, vermittelt wird, in wissenschaftlicher 
Hinsicht hervorragend ist (can. 806 § 2 CIC). Er oder sie 
verantwortet gegenüber dem Erzbischof von Hamburg 
die besondere Prägung der katholischen Schule.

(3) Solange die Schule keine Schulleiterin oder keinen 
Schulleiter hat oder im Falle von deren Verhinderung, 
tritt die stellvertretende Schulleiterin oder der stellver-
tretende Schulleiter an deren oder dessen Stelle. Die 
Schulleiterin oder der Schulleiter kann einzelne Aufga-
ben der Schulleitung, unter anderem die Aufgabe der 
Erstbeurteilung, auf die stellvertretende Schulleiterin 
oder den stellvertretenden Schulleiter, auf Inhaberin-
nen und Inhaber von Funktionsstellen nach § 63 oder 
im Ausnahmefall auf andere Lehrkräfte der Schule 
übertragen. Insoweit schließen die Schulleiterin oder 
der Schulleiter mit der Stellvertretung oder der Inhabe-
rin oder dem Inhaber der Funktionsstelle eine Ziel- und 
Leistungsvereinbarung ab.

(4) Die Schulleiterin oder der Schulleiter ist unmittel-
bare Dienstvorgesetzte oder unmittelbarer Dienstvor-
gesetzter aller an der Schule tätigen Personen. Sie oder 
er übt in laufenden Angelegenheiten die Dienstaufsicht 
aus. Sie oder er sorgt für die Einhaltung der dienstlichen 
Pflichten und erteilt die dafür erforderlichen Weisun-
gen. Die Weisungsbefugnis gegenüber Lehrkräften im 
Vorbereitungsdienst ist auf deren Ausbildung an der 
Schule beschränkt. Die Schulleiterin oder der Schullei-
ter ist verantwortlich für alle innerschulisch notwendi-
gen Maßnahmen der Personalentwicklung, insbeson-
dere in der Berufseingangsphase. Sie oder er vertritt 
die Schule nach außen und übt das Hausrecht aus. Das 
Hausrecht für die Unterrichtsräume wird während der 
Unterrichtszeit von der jeweils unterrichtenden Lehr-
kraft ausgeübt. 

(5) Die Schulleiterin oder der Schulleiter arbeitet mit 
dem Schulträger eng und vertrauensvoll zusammen 
und stellt diesem die zur Erfüllung seiner Aufgaben er-
forderlichen Informationen zur Verfügung. Sie oder er 
ist an die Anordnungen des Schulträgers gebunden; dies 
gilt insbesondere hinsichtlich der Schüleraufnahme, der 
Beschäftigungsverhältnisse der Lehrerinnen und Lehrer 
und der Angelegenheiten der Schulstruktur. Sie oder er 
repräsentiert die Schule gegenüber der Öffentlichkeit, 
wenn dabei Angelegenheiten des Schulträgers berührt 
werden, im Einvernehmen mit diesem. Näheres wird 
durch Verwaltungsvorschriften des Schulträgers gere-
gelt.
(6) Die Schulleiterin oder der Schulleiter sorgt in 

Zusammenarbeit mit den Lehrkräften, den Eltern, 
den Schülerinnen und Schülern sowie dem 
Schulträger für die Erfüllung des Bildungs- und 
Erziehungsauftrags. Sie oder er ist verpflichtet, 

1.	 die Beschlüsse der Schulkonferenz und der Lehrer-
konferenz vorzubereiten und für deren Umsetzung 
zu sorgen,

2. 	 für die Erstellung, Einhaltung, Auswertung und 
Weiterentwicklung des Schulprogramms zu sorgen,

3.  	sich über den ordnungsgemäßen Ablauf der 
Erziehungs- und Unterrichtsarbeit zu informieren 
und ihn, soweit erforderlich, durch geeignete Maß
nahmen sicherzustellen, 

4. 	 die Lehrkräfte zu beraten und für ihre Zusammen-
arbeit zu sorgen, 

5. 	 die Ausbildung der Lehrkräfte im Vorbereitungs-
dienst zu fördern, 

6. 	 den Elternrat und den Schülerrat über für die 
Schule wichtige Angelegenheiten zu informieren 
und deren Arbeit zu unterstützen, 

7. 	 die Öffnung der Schule zu ihrem Umfeld und in 
den jeweiligen Pastoralen Raum hinein zu fördern,
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8.	 für die Fortbildungsplanung der Schule im Rahmen 
der Verpflichtung der Lehrkräfte zur Fortbildung 
gemäß § 57 Absatz 4 zu sorgen. Sie oder er über-
prüft die Einhaltung der Fortbildungsverpflichtung 
der Lehrkräfte. Sie oder er trägt dafür Sorge, dass 
neben der fachlichen und beruflichen Weiter
bildung Fragen des Glaubens und der Wert
orientierung Berücksichtigung finden. 

(7) Außerunterrichtliche Schulveranstaltungen, die 
kein Unterricht in anderer Form sind, sollen von der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter nur unter der Maß-
gabe genehmigt werden, dass kein Unterricht ausfällt. 
Die Schulleiterin oder der Schulleiter sorgt dafür, dass 
alle organisatorischen Vorbereitungen des neuen Schul-
jahres zu dessen Unterrichtsbeginn abgeschlossen sind 
und dass der Unterricht mit dem ersten Schultag in vol-
lem Umfang erfolgen kann. Nachprüfungen finden vor 
dem ersten Unterrichtstag des neuen Schuljahres statt. 
Abitur- und Abschlussprüfungen haben unter Berück-
sichtigung der Prüfungsbelastungen bei möglichst we-
nig Unterrichtsausfall zu erfolgen. 

(8) Die Schulleiterin oder der Schulleiter ist für die Un-
fallverhütung sowie eine wirksame Erste Hilfe und für 
den Arbeits- und Gesundheitsschutz (einschließlich 
Gefahrstoffentsorgung) verantwortlich. Sie oder er 
trägt u.a. Verantwortung für die Umsetzung der allge-
mein gültigen gesetzlichen Bestimmungen zur Schul-
gesundheit. 

(9) Die Schulleiterin oder der Schulleiter ist dem Schul-
träger gegenüber verantwortlich für einen effizienten 
und sparsamen Einsatz und eine zweckentsprechende 
Verwendung der finanziellen Mittel, die der Schule zur 
Verfügung gestellt werden. Sie oder er verhindert die 
Entstehung ungeplanter, nicht refinanzierbarer Aus
gaben und stellt die Einhaltung von Pauschalen und 
Budgets sicher.

§ 59 Beanstandung von Entscheidungen durch die 
Schulleiterin oder den Schulleiter. (1) Die Schulleite-
rin oder der Schulleiter muss eine Entscheidung eines 
schulischen Gremiums binnen zwei Wochen schriftlich 
gegenüber den Mitgliedern des Gremiums beanstan-
den, wenn 
1. 	 der Entscheidung Rechts- oder Verwaltungs

vorschriften oder Anordnungen des Schulträgers 
entgegenstehen oder 

2.	 sie oder er für die Durchführung der Entscheidung 
nicht die Verantwortung übernehmen kann oder

3.	 die Entscheidung der mit dem Schulträger getroffe-
nen Ziel- und Leistungsvereinbarung widerspricht.

(2) Hält das betroffene Gremium die Entscheidung in 
einer zweiten Sitzung, die frühestens einen Tag nach 
der Beanstandung stattfinden darf, aufrecht, so hat 
die Schulleiterin oder der Schulleiter unverzüglich die 
Entscheidung des Schulträgers einzuholen. Der Schul-
träger entscheidet innerhalb von vier Wochen, ob die 
Entscheidung ausgeführt werden darf. 

§ 60 Eignung von Schulleiterinnen und Schulleitern. 
Zur Schulleiterin oder zum Schulleiter wird vom Schul-
träger nur bestellt, wer über die Befähigung für das 
Lehramt hinausgehende Kenntnisse und Fähigkeiten 
erworben hat, die für die Leitung einer Schule erforder-
lich sind. Dies sind insbesondere Führungskompetenz, 
Teamfähigkeit, Konfliktfähigkeit, Innovationsfähigkeit, 
Organisationskompetenz sowie die Fähigkeit und Be-
reitschaft, mit schulischen wie außerschulischen Gremi-
en zusammenzuarbeiten und schulische Aufgaben im 
Kontext bildungs-, sozial- und gesellschaftspolitischer 
Entwicklungen wahrzunehmen. Die Eignung kann auch 
im Rahmen von Qualifizierungsmaßnahmen oder be-
sonderen Auswahlverfahren nachgewiesen werden. Be-
werberinnen und Bewerber sollen sich insbesondere an 
einer anderen Schule, an anderen Bildungseinrichtun-
gen, in der Verwaltung oder in der Wirtschaft bewährt 
haben und nicht aus der betreffenden Schule kommen. 
Ausnahmen können insbesondere zugelassen werden, 
wenn die fachliche Aufgabenstellung der Schule dies 
erfordert. Zur Schulleiterin oder zum Schulleiter kann 
nur bestellt werden, wer die Voraussetzungen nach der 
Grundordnung des kirchlichen Dienstes erfüllt.

§ 61 Öffentliche Ausschreibung und Findungsver­
fahren. (1) Neu zu besetzende Schulleitungsstellen sind 
auszuschreiben.

(2) Die Besetzung von Schulleitungsstellen wird durch 
das Erzbischöfliche Generalvikariat in der Regel durch 
ein Findungsverfahren vorbereitet. 

(3) Die Durchführung des Findungsverfahrens obliegt 
dem Findungsausschuss. Dieser besteht aus 
1.	 einer Vertreterin oder einem Vertreter des Erz

bischöflichen Generalvikariates als Vorsitzende 
oder Vorsitzender,

2.	 einer weiteren Vertreterin oder einem weiteren 
Vertreter des Erzbischöflichen Generalvikariates aus 
dem Bereich der Schulaufsicht,

3.	 einem Mitglied der Dienstkonferenz der Schul
leiterinnen oder Schulleiter, 

4.	 einem Mitglied des Elternrates, 
5.	 einem Mitglied der Lehrerkonferenz, 
6.	 einem Mitglied der Mitarbeitervertretung, 
7.	 einem Mitglied der Gesamtelternvertretung,
8.	 einem Mitglied der Gesamtmitarbeitervertretung.
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(4) Benennen die Dienstkonferenz der Schulleitungen, 
der Elternrat, die Lehrerkonferenz, die Mitarbeiter-
vertretung, die Gesamtelternvertretung oder die Ge-
samtmitarbeitervertretung nicht innerhalb von zwei 
Wochen nach entsprechender Aufforderung durch die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden ihre Vertreterinnen 
oder Vertreter oder bleiben diese trotz ordnungsge-
mäßer Einladung der Sitzung fern, so entscheiden die 
Vorsitzende oder der Vorsitzende und die erschienenen 
Mitglieder allein. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme der oder des Vorsitzenden.

(5) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende lädt zu den 
Sitzungen mit einer Frist von wenigstens einer Woche 
ein. Sie oder er legt dem Findungsausschuss die Bewer-
bungsunterlagen und die aktuellen dienstlichen Beur-
teilungen der Bewerberinnen und Bewerber vor. 

(6) Der Findungsausschuss schlägt dem Schulträger die 
Bewerberin oder den Bewerber für die Bestellung zur 
Schulleiterin oder zum Schulleiter vor, die oder den er 
für am besten geeignet hält. In begründeten Ausnah-
mefällen können zwei Vorschläge erfolgen. Kommt der 
Findungsausschuss nicht innerhalb von zwei Monaten 
seit seiner ersten Sitzung zu einem Vorschlag, so ent-
scheidet der Schulträger abschließend.

§ 62 Bestellung einer Schulleiterin oder eines Schul­
leiters. (1) Die Lehrerkonferenz, der Elternrat und die 
mindestens vierzehn Jahre alten Mitglieder des Schüler-
rates erhalten Gelegenheit, innerhalb von drei Wochen 
eine Stellungnahme zum Vorschlag des Findungsaus-
schusses abzugeben; ihnen ist mit angemessener Frist 
Gelegenheit zu geben, die vorgeschlagene Person an-
zuhören. Das Erzbischöfliche Generalvikariat entschei-
det unter Einbeziehung dieser Stellungnahmen und 
wählt die am besten geeignete Bewerberin oder den 
am besten geeigneten Bewerber aus. Sie setzt sie oder 
ihn für eine Bewährungszeit von 18 Monaten vorläufig 
als Schulleiterin oder Schulleiter ein; die Bewährungs-
zeit kann auf zwölf Monate verkürzt werden. Soll die 
Bewährungszeit mehr als 18 Monate betragen, ist dies 
besonders zu begründen.

(2) Nach Ablauf der Bewährungszeit und nach Anhö-
rung der Lehrerkonferenz und der Schulkonferenz wird 
die Schulleiterin oder der Schulleiter vom Erzbischöfli-
chen Generalvikariat bestellt, wenn sie oder er sich be-
währt hat.

(3) Schlägt der Findungsausschuss eine Bewerberin 
oder einen Bewerber vor, die oder der sich bereits in 
entsprechender Stellung im Erzbischöflichen General-
vikariat, in der Lehreraus- und -fortbildung, an einer an-

deren Schule oder im Auslandsschuldienst bewährt hat, 
entscheidet der Schulträger abweichend von Absatz 1.

§ 63 Funktionsstellen. (1) Die Bestimmungen der §§ 61 
und 62 finden in Verfahren für neu zu besetzende Stel-
len der stellvertretenden Schulleiterin oder des stellver-
tretenden Schulleiters sowie der Abteilungsleiterinnen 
und Abteilungsleiter, für die besoldungsrechtlich 
besondere Ämter vorgesehen sind, entsprechende 
Anwendung.

(2) Im Findungsausschuss für die Besetzung von Stellen 
der stellvertretenden Schulleitung ist die Schulleitung 
der jeweiligen Schule zusätzliches Mitglied gemäß § 61 
Absatz 3 Satz 2. Der Findungsausschuss für die Beset-
zung der übrigen in Absatz 1 genannten Funktionsstel-
len besteht aus der Schulleiterin oder dem Schulleiter 
der jeweiligen Schule als Vorsitzender oder Vorsitzen-
dem, einer Vertreterin oder einem Vertreter der zustän-
digen Verwaltungseinheit im Erzbischöflichen General-
vikariats und den Mitgliedern nach § 61 Absatz 3 Satz 2 
Nummern 4 bis 6. Hat die Schulleitung im Findungsaus-
schuss gemäß Satz 2 den Vorsitz, kommt der Vorschlag 
einer Bewerberin oder eines Bewerbers nach § 61 Ab-
satz 5 Satz 1 nur mit ihrer Stimme zustande.

§ 64 Absehen von einem Findungsverfahren. Die Be-
stimmungen der §§ 61 bis 63 finden keine Anwendung, 
wenn die Stelle mit einer Lehrkraft besetzt wird, die 
sich in entsprechender Stellung im Erzbischöflichen 
Generalvikariat oder in der Lehreraus- und -fortbildung 
bewährt hat. Den in § 62 Absatz 1 Satz 1 genannten 
Gremien ist vor der Entscheidung über die Besetzung 
mit angemessener Frist Gelegenheit zur Anhörung der 
vorgeschlagenen Person und zur Stellungnahme zu 
geben.

Sechster Teil. Datenschutz und Evaluation

Erster Abschnitt: Datenschutz

§ 65 Datenschutz. Es gilt das kirchliche Datenschutz-
recht.

Zweiter Abschnitt: Evaluation

§ 66 Evaluation. (1) Das Schulprogramm und das Er-
reichen der pädagogischen Ziele und die Umsetzung 
der verabredeten Arbeitsschwerpunkte ist in regelmä-
ßigen Abständen zu überprüfen (interne Evaluation). 
Jede Schule nimmt darüber hinaus an den durch den 
Schulträger veranlassten Überprüfungen teil (externe 
Evaluation).
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(2) Das Maß und die Art und Weise, in dem die Kurse, 
Klassen, Stufen und Schulen den Bildungs- und Erzie-
hungsauftrag der Schule nach § 2 erfüllt haben, ist nach 
dem Stand der empirischen Sozialwissenschaften durch 
Maßnahmen der Evaluation zu ermitteln. Die Ergebnis-
se der Evaluation einschließlich der Ergebnisse landes-
weiter Lernstandserhebungen sollen in geeigneter Wei-
se veröffentlicht werden. 

(3) Evaluationen können von den Schulen für sich oder 
einzelne Kurse, Klassen und Stufen, durch den Schul-
träger auch für eine Mehrzahl von Schulen oder deren 
Stufen, Klassen und Kurse durchgeführt werden. Bei der 
Konzeption, Durchführung und Auswertung können 
sich die Schulen und der Schulträger Dritter bedienen. 

(4) An Testverfahren und Unterrichtsbeobachtungen 
müssen Schülerinnen und Schüler teilnehmen. Die Teil-
nahme an weiteren Befragungen ist freiwillig. 

(5) Vor der Durchführung einer Evaluation muss die 
durchführende Stelle 
1. 	 den Kreis der einbezogenen Personen, 
2. 	 den Erhebungs- und Berichtszeitraum, 
3. 	 die Art der Testverfahren, 
4. 	 Zweck, Art und Umfang von Befragungen und Be-

obachtungen, 
5. 	 die einzelnen Erhebungs- und Hilfsmerkmale bei 

einer Befragung, 
6. 	 die Trennung und Löschung der Daten,
7.	 die verantwortliche Leiterin oder den verantwort-

lichen Leiter der Maßnahme schriftlich festlegen. 
Schülerinnen und Schüler, Eltern minderjähriger Schü-
lerinnen und Schüler und Lehrkräfte sind rechtzeitig 
vor Durchführung der Maßnahme schriftlich über die 
vorstehenden Festlegungen sowie über ihre Rechte und 
Pflichten nach Absatz 3 zu unterrichten. Dies gilt auch 
für weitere Personen, die im Rahmen der Evaluation be-
fragt werden sollen. 

(6) Der Schulträger kann die Durchführung und Aus-
wertung der Testverfahren an Dritte vergeben, soweit 
sichergestellt ist, dass die dabei erlangten Kenntnisse 
über Betroffene nicht für andere Zwecke verwendet 
werden und die Pflichten aus §§ 6 und 7 des Hamburgi-
schen Statistikgesetzes in seiner jeweils gültigen Fassung 
eingehalten werden. Für die Auftragsvergabe gilt § 5 
Absatz 2 des Hamburgischen Statistikgesetzes in seiner 
jeweils gültigen Fassung sinngemäß. 

(7) Jede Schule und der Schulträger sind zur kontinu-
ierlichen Entwicklung und Sicherung der Qualität schu-
lischer Arbeit verpflichtet. Qualitätsentwicklung und 
Qualitätssicherung umfassen die gesamte Bildungs- 
und Erziehungsarbeit der Schule. Schülerinnen und 

Schüler und Lehrerinnen und Lehrer sind verpflichtet, 
sich entsprechend den Vorgaben des Schulträgers an 
Maßnahmen der Qualitätsentwicklung und Qualitäts-
sicherung zu beteiligen.

Siebter Teil. Gemeinsame Bestimmungen

§ 67 Gleichstellung. Bei der Besetzung der schulischen 
Gremien ist nach Möglichkeit darauf hinzuwirken, dass 
Personen jeden Geschlechts entsprechend ihrem jewei-
ligen Anteil an der schulischen Personengruppe, der sie 
zugehören, angemessen vertreten sind.

§ 68 Protokollierung; wechselseitige Unterrichtung 
der Gremien. (1) Beschlüsse der Schulkonferenz, der 
Lehrerkonferenz, der Zeugniskonferenz sowie der Klas-
senkonferenz sind zu protokollieren.

(2) Die Schulleitung informiert die schulischen Gremien 
zeitnah und in angemessener Weise über die Arbeit und 
Beschlüsse der anderen Gremien, sofern die Verpflich-
tung zur Amtsverschwiegenheit dem nicht entgegen-
steht. Sitzungen sollen durch die rechtzeitige Übersen-
dung einer Tagesordnung vorbereitet und so terminiert 
werden, dass auch außerhalb der Schule berufstätige 
Mitglieder teilnehmen können. Gremien können zur 
Vorbereitung ihrer Beschlussfassung Arbeitsgruppen 
einsetzen.

§ 69 Stellung gewählter oder entsandter Mitglieder. 
(1) Die Mitglieder der in diesem Gesetz genannten 
Gremien sind im Rahmen ihrer gremialen Tätigkeit an 
Aufträge und Weisungen nicht gebunden: dienst- und 
arbeitsrechtliche Bestimmungen bleiben hiervon un-
berührt. Die Tätigkeit in schulischen Gremien von Per-
sonen, die nicht Bedienstete des Erzbistums Hamburg 
sind, ist ein Ehrenamt, sofern die Tätigkeit nicht aus 
dienstlichen Gründen erfolgt.

(2) Die gewählten oder entsandten Mitglieder bleiben 
über die Dauer der Amtsperiode hinaus im Amt, bis die 
neugewählten oder neu entsandten Mitglieder erstmals 
zusammengetreten sind. Dies gilt auch für die Vertrete-
rinnen und Vertreter der Elternschaft und der Schüler-
schaft der Jahrgangsstufen in der nachfolgenden Jahr-
gangsstufe. Sie können jederzeit zurücktreten. 

(3) Ihr Amt kann vorzeitig aus wichtigem Grund, insbe-
sondere bei vorsätzlichen Verstößen gegen schulrecht-
liche Bestimmungen in Ausübung ihres Mandats oder 
bei unentschuldigtem Fehlen an mindestens drei auf-
einander folgenden Sitzungen, durch Abwahl durch das 
jeweilige Gremium beendet werden; das Mitglied ist vor 
seiner Abwahl anzuhören.
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(4) Die Mitgliedschaft in der Schulkonferenz endet 
mit dem Verlust der Mitgliedschaft im entsendenden 
Gremium. 

(5) Scheidet ein gewähltes Mitglied vorzeitig aus, so tritt 
für die restliche Dauer der Wahlperiode ein Ersatzmit-
glied ein. Die Ersatzmitglieder sind bei der Wahl der or-
dentlichen Mitglieder in einem besonderen Wahlgang 
zu wählen; Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend. Sie wer-
den in der Reihenfolge der auf sie entfallenden Stimmen 
berufen; bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

§ 70 Verschwiegenheit. (1) Die Mitglieder der in die-
sem Gesetz genannten Gremien sind zur Verschwiegen-
heit verpflichtet
1.	 in allen persönlichen und Disziplinar

angelegenheiten,
2. 	 in allen weiteren Angelegenheiten, für die das 

Gremium Vertraulichkeit der Beratung beschließt.
Die Verpflichtung zu dienstlichen Auskünften bleibt 
unberührt.

(2) Die Mitglieder der in diesem Gesetz genannten Gre-
mien sind vor Aufnahme ihrer Tätigkeit von der Schul-
leiterin beziehungsweise vom Schulleiter oder einer 
von ihr oder ihm beauftragten Person förmlich zur 
Verschwiegenheit zu verpflichten. Die Verpflichtung 
ist aktenkundig zu machen. Ein Mitglied, das die Ver-
pflichtung zur Verschwiegenheit verletzt, kann mit den 
Stimmen von zwei Dritteln der übrigen Mitglieder aus 
dem Gremium ausgeschlossen werden. 

§ 71 Wahlen und Abstimmungen, Sitzungen ohne 
persönliches Zusammentreffen. (1) Bei Wahlen und 
Abstimmungen entscheidet die einfache Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen, sofern im Einzelfall nichts ande-
res bestimmt ist.

(2) Wahlen und Abstimmungen sind auch in den Fällen, 
für die das Gesetz es nicht vorschreibt, geheim durch-
zuführen, wenn mindestens eine stimmberechtigte Per-
son dies beantragt.

(3) Sitzungen der Gremien können in Präsenz oder als 
Videokonferenz durchgeführt werden. Die Entschei-
dung hierüber trifft die oder der jeweilige Vorsitzende 
nach pflichtgemäßem Ermessen.

§ 72 Fristen, Schriftform. (1) Bei der Berechnung der in 
diesem Gesetz vorgesehenen Fristen bleiben Ferientage 
unberücksichtigt. Das Erzbischöfliche Generalvikariat 
kann die Fristen bei Vorliegen besonderer Umstände 
um höchstens vier Wochen verlängern. 

(2) Soweit nach diesem Gesetz die Schriftform erforder-
lich ist, ist die elektronische Form ausgeschlossen. 

§ 73 Interessenkollision. Bewerberinnen und Bewerber 
für Stellen, die nach diesem Gesetz zu besetzen sind, dür-
fen an Beratungen oder Abstimmungen über die Stelle, 
um die sie sich beworben haben, nicht teilnehmen. Satz 
1 gilt für die schulischen Gremien entsprechend.

Achter Teil. Schlussvorschriften

§ 74 Rechtsgeschäftliche Vertretung. Der Schulträger 
erlässt gesonderte Bestimmungen zur rechtsgeschäft-
lichen Vertretung durch die Schulleitung und die Lehr-
kräfte.

§ 75 Rechtsbehelfe. (1) Gegen schulische Entscheidun-
gen, die Verwaltungsakte sind, können die Eltern oder 
die volljährige Schülerin oder der volljährige Schüler 
schriftlich Widerspruch bei der Schule einlegen. Der 
Widerspruch soll eine Begründung enthalten. Wenn 
die Schule dem Widerspruch nicht abhilft, ist er an den 
Schulträger weiterzuleiten. Das Verfahren richtet sich 
im Übrigen nach geltendem Recht.

(2) Dienstaufsichtsbeschwerden gegen Lehrerinnen 
und Lehrer können durch Eltern oder die volljährigen 
Schülerinnen und Schüler form- und fristlos bei der 
Schulleitung, bei solchen gegen die Schulleitung oder 
gegen Mitarbeitende des Schulträgers in schulischen 
Gremien bei diesem erhoben werden. 

§ 76 Evaluation dieses Gesetzes. Dieses Gesetz, insbe-
sondere die §§ 28 bis 54, sind im Schuljahr 2029/2030 
unter Beteiligung der Mitglieder der jeweiligen schuli-
schen Gremien zu evaluieren. Das Nähere zur Durch-
führung der Evaluation bestimmt der Schulträger 
rechtzeitig.

§ 77 Durchführung des Gesetzes. (1) Rechte nach der 
Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) für das Erz-
bistum Hamburg sind bei der Durchführung dieses Ge-
setzes zu wahren.

(2) Das Verbot des Verkaufs, des Ausschanks und des 
Genusses alkoholischer Getränke und sonstiger Rausch-
mittel sowie des Rauchens nach § 17 Absatz 3 gilt nur 
vorbehaltlich der Wahrung des geltenden kirchlichen 
Arbeits- und Dienstrechts.

§ 78 Inkrafttreten, Außerkrafttreten. (1) Dieses Gesetz 
tritt mit Wirkung vom 1. August 2025 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Rahmenschulordnung vom 
22. November 2011 außer Kraft.

H a m b u r g, den 21. Juli 2025

L.S. + Dr. Stefan Heße  
Erzbischof von Hamburg
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Art. 53

Hinweis zum Kirchlichen Amtsblatt

Im August 2025 wird kein Kirchliches Amtsblatt er-
scheinen. Das nächste Kirchliche Amtsblatt wird Ende 
September 2025 veröffentlicht werden. 

H a m b u r g, den 23. Juli 2025

Das Erzbischöfliche Generalvikariat

Art. 54

Hinweis – Personalchronik Juli entfällt 

Die Personalchronik im Amtsblatt Juli entfällt, die Ver-
änderungen im Personalbereich werden im Amtsblatt 
September veröffentlicht. 

H a m b u r g, den 25. Juli 2025 

Das Erzbischöfliche Generalvikariat

Art. 55 

Beilage zum Kirchlichen Amtsblatt – 
Einladung zum Herbstquatember
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Beilage zum Kirchlichen Amtsblatt für das Erzbistum Hamburg

Einladung zum Herbstquatember am Montag, den 8. September 2025
Einladungen an die Priester und Diakone, die Ordensfrauen und Ordensmänner,  
die Gemeinde- und Pastoralreferenten/innen und die Pfarrhaushälterinnen  
im Erzbistum Hamburg

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Schwestern und Brüder,

die Herbstquatember kommen näher. Dazu sind Sie herzlich wieder ins Kloster Nütschau eingeladen.

Termin:		  Montag, 8. September 2025 
		  mit Weihbischof Horst Eberlein 

„Was lässt mich gehen und was trägt mich?“

Verlauf:	 10.30 Uhr	 Impuls I 
	 11.45 Uhr	 Sext mit dem Konvent 
	 12.00 Uhr	 Mittagessen 
	 13.15 Uhr	 Impuls II 
	 13.45 Uhr	 Beichte und Beichtgespräch 
		  Gelegenheit zum Kaffee 
	 15.00 Uhr	 Kurze Andacht und Segen

Beichtväter:	 Patres aus Nütschau und Priester aus den Regionen des Bistums

Die Verpflegungskosten in Höhe von 22,00 € werden von den Teilnehmenden selbst getragen.  
Für Zugreisende besteht die Möglichkeit ab Bad Oldesloe ein günstiges Anruf-Sammel-Taxi (AST) zu bestellen.  
Das Taxi muss mindestens eine Stunde vorher bestellt werden unter der Tel.-Nr.: (04531) 174 00 und fährt vom 
Omnibusbahnhof Steig 4 C ab. Im Übrigen wird geraten, auf örtlicher Ebene Absprachen über Fahrgemeinschaften 
zu treffen.  
Ich bitte um verbindliche Anmeldung, da es sonst zu Schwierigkeiten bei der Abrechnung kommt (bitte 
Teilnahme an den Mahlzeiten angeben!) und  bis zum 29. August 2025 einzusenden.  
Melden Sie sich gerne bevorzugt per E-Mail an: ulrike.kiene@erzbistum-hamburg.de.  
Aus organisatorischen Gründen bitte ich Sie, von telefonischen Anmeldungen direkt beim Kloster Nütschau 
abzusehen.  
Nur wenn kurzfristige Veränderungen eintreten, bitten wir, Kloster Nütschau direkt zu verständigen:  
Tel.: (04531) 50 04-0.

Termine 2025: 	 • 01.12.2025		  Adventquatembertag		

31. Jahrgang 	 Hamburg, 31. Juli 2025	 Nr. 7



Anmeldung
(Bestätigung erfolgt nicht)

Bis zum 29. August 2025 direkt senden an:

Erzbistum Hamburg 
z. Hd. Frau Ulrike Kiene 
Am Mariendom 4 
20099 Hamburg

Am Quatembermontag in Kloster Nütschau am 8. September 2025 nehme ich mit folgenden Personen teil:

1.	 Nachname: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                         	 Vorname: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                              

	 Adresse: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                                                                     

2. 	Nachname: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                         	 Vorname: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                              

	 Adresse: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                                                                     

3. 	Nachname: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                         	 Vorname: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                              

	 Adresse: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                                                                     

 

Teilnahme am Mittagessen (15,00 €)	 JA 	 Anzahl  . . . . . . . .	 NEIN 

Teilnahme am Kaffee (7,00 €)	 JA 	 Anzahl  . . . . . . . .	 NEIN 

Keine Barzahlung vor Ort im Kloster Nütschau! 
Bezahlung erst nach Erhalt einer Rechnung von uns!

NAME:	 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

ANSCHRIFT:	 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

	 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DATUM	 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .


